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Die Hinrichtung 
ist aufgeschoben
Der Kampf um das Wiederaufnahmeverfahren 
für Mumia Abu-Jamal muß weitergehen

Am 7. August hat Richter Sabo, hör­
bar zähneknirschend und mit einer 
Entschuldigung an die rechte Bru­
derschaft der Polizei FOP, den Hinrich­

tungsbefehl gegen den oppositionellen 
afroamerikanischen Journalisten Mu­
mia Abu-Jamal auf unbestimmte Zeit 
ausgesetzt. Gleichzeitig trat der die 
Anklage äußerst aggressiv vertretende 
Oberstaatsanwalt zurück.

Die Aussetzung der Hinrichtung ist 
ein Erfolg der juristischen Bemühun­
gen, vor allem aber ein Erfolg der in den 
letzten Wochen gewachsenen Solidari­
tätsbewegung in den USA und welt­
weit. Doch die Freude darüber darf 
nicht den Blick dafür verstellen, daß 
der Kampf um das Leben und die Frei­
heit Mumia Abu-Jamals noch lange 
nicht gewonnen ist.

Richter Sabo ist mit seinem Ausset­
zungsbeschluß der Entscheidung der 
von den Anwälten angerufenen nächst­
höheren Instanz, dem Obersten Ge­
richtshof von Pennsylvania, zu vorge­
kommen. Wochenlang hat er sich entge­
gen aller Praxis und in der Absicht zu 
quälen geweigert, den Hinrichtungsbe­
fehl auszusetzen, obwohl Mumia und 
seine Anwälte einen auf 300 Seiten be­
gründeten Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens gestellt hatten. Auch 
über diesen Antrag entscheidet erstin­
stanzlich Richter Sabo. Am 26. Juli be­
gann hier das Anhörungsverfahren. Die 
Anwälte versuchen, durch Zeugenaus­
sagen Verfahrensfehler im ersten Ver­
fahren nachzuweisen, um so die Wieder­

aufnahme des Prozesses zu erreichen. 
Aber bereits bei den ersten Verhand­
lungstagen trat das Bestreben des Rich­
ters Sabo zutage, möglichst wenig Be­
weise zuzulassen, die seinen Schuld­
spruch von 1982 und das von ihm ver­
hängte Todesurteil angreifen. Er führt 
die Anhörung außerordentlich selbst­
herrlich, läßt Zeugen nicht zu, droht 
Mumias Anwälten ständig, sie vom Ver­
fahren auszuschließen. Vor allem aber: 
Bisher hat er keinen Beschluß auf Wie­
deraufnahme gefaßt, und nach jüngsten 
Meldungen gehen die Anwälte davon 
aus, daß er dem nach Abschluß des An­
hörungsverfahrens (vermutlich um den 
11.8. herum) auch nicht zustimmen 
wird. In diesem Fall legen die Anwälte 
Berufung ein, und der Wiederaufnah­
meantrag wird vor dem Obersten Ge­
richtshof von Pennsylvania verhandelt. 
So hat Mumia Abu-Jamal zwar eine 
Frist von einigen Monaten gewonnen, 
aber sein Leben bleibt bedroht.

Die Solidaritätsgruppen in der BRD 
riefen deshalb in ersten Stellungnah­
men am Dienstag, den 8.8., dazu auf, in 
den Unterstützungsaktionen für das 
Leben und die Freiheit von Mumia Abu- 
Jamal jetzt nicht nachzulassen.

Nach der bundesweiten Demonstra­
tion in Berlin sind wie in anderen Län­
dern auch in der BRD vielfältige Unter­
stützungsaktionen in Gang gekommen. 
Die Gefangenen aus der RAF haben am
1. August einen dreitägigen Hunger­
streik begonnen, der von Gefangenen in 
Lübeck, Neumünster, Hamburg, Köln,

Bruchsal auf gegriffen und jeweils für 
drei läge weitergeführt wird. Nach der 
IG Medien haben sich weitere Gewerk­
schaften, so die NGG und die IG Metall, 
für das Leben Mumia Abu-Jamals ein­
gesetzt. In mehreren Orten fanden wei­
tere Demonstrationen und andere öf­
fentlichkeitswirksame Protestaktio­
nen statt; in Hamburg wird seit dem 1. 
August eine Mahnwache vor dem US- 
Konsulat durchgeführt. Es gibt Unter­
schriftenaktionen, unzählige Faxe und 
Postkarten an die zuständigen US-Be- 
hörden ... Und so haben die Unterstüt­
zungsaktionen einen erkennbaren Ein­
fluß auf die öffentliche Meinung neh­
men können; in zahlreichen Medien er­
schienen kritische Artikel, und selbst 
von Weizsäcker und Kinkel nahmen 
Stellung gegen die Hinrichtung.

Frankfurt, 27. 
Juli. Schwer­
bewaffnete 
deutsche Poli­
zei greift nach 
sechs Tagen 
Hungerstreik 
kurdische 
Hungerstrei­
kendean. 
Weitere Be­
richte aus 
Frankfurt, vom 
Tod der Kurdin 
GülnazBaghi- 
staniunddem 
folgenden 
Trauermarsch 
in Berlin und 
von den Hun­
gerstreiks der 
Gefangenen in 
den türkischen 
Gefängnissen 
auf den Seite 4 
und 9.— (rül, 
Foto:gul)

Soweit bei Redaktionsschluß be­
kannt, werden vielerorts die bis zum 17. 
August geplanten Aktionen fortgesetzt. 
So wird eine für den 12.8. von der IG 
Medien und der GEW Hamburg organi­
sierte und von anderen Gewerkschaften 
und der Solidaritätsbewegung unter­
stützte Demonstration stattfinden. Für 
Hamburg, Berlin, Düsseldorf, Frank­
furt und Stuttgart wird für den 17.8. zu 
einer 24stündigen Belagerung der US- 
Konsulate aufgerufen. Sollte Richter 
Sabo mit dem zu diesem Zeitpunkt un­
erwarteten Aussetzungsbeschluß dar­
auf spekuliert haben, den öffentlichen 
Protest zu beschwichtigen und die öf­
fentliche Aufmerksamkeit für das wei­
tere Schicksal Mumia Abu-Jamals ab­
zulenken, dann soll das nicht gelingen. 
— (scc)

Proteste gegen die IG-Farben und -Nachfolger
Kritische Aktionäre und Opfer des NS-Regimes fordern Entschädigung von Zwangsarbeitern

Mit Protestaktionen vom 7. bis 9.
August in Frankfurt forderten 
Kritische Aktionäre und Opfer 

des Naziregimes Entschädigungen für 
die ehemaligen Zwangsarbeiter des 
Chemiekartells IG Farben ein. 50 Jahre 
nach Kriegsende sollen die Nachfolge­
firmen IG Farben i.A., Hoechst, Bayer 
und BASF die überfälligen Zahlungen 
leisten.

Auftakt der dreitägigen Proteste war 
eine Podiumsdiskussion mit ehemali­
gen KZ-Zwangsarbeitem am Montag­
abend. Im Volksbildungsheim, Eschen­
heimer Anlage 40, diskutierten Exper­
ten die Verantwortung der IG-Farben- 
Firmen 50 Jahre nach Kriegsende. Teil­
nehmer waren der Vorsitzende des 

Auschwitz-Komitees, Hans Franken­
thal, der Vorsitzende des Verbands der 
durch das Dritte Reich Geschädigten in 
Polen, Karol Gawlowski, der Bundes­
sprecher der WN/BdA Peter Gingold 
sowie Bundestagsabgeordnete und Kri­
tische Aktionäre. Geladen waren zu­
dem die Vorstandschefs der vier Unter­
nehmen. Moderiert wurde die Podiums­
diskussion vom Hamburger Journali­
sten Otto Köhler. Am Dienstag stellten 
die Träger der Proteste ihr neu erschei­
nendes Buch „IG Farben — Von Anilin 
bis Zwangsarbeit“ der Öffentlichkeit 
vor. Es erscheint für 24,80 DM im 
Schmetterling-Verlag, Stuttgart. Höhe­
punkt der Aktionen war eine Demon­
stration vor der Hauptversammlung

der IG-Farben-Aktionäre am Mittwoch. 
Ab 8.30 Uhr protestierten die Kritiker 
vor dem Hotel Steigenberger Avance 
Frankfurt, das die Versammlung beher­
bergt, gegen den weiteren Handel mit 
den „Blutaktien“. In der Hauptver­
sammlung wollten Kritische Aktionä­
rinnen und Aktionäre mit Gegenanträ­
gen die Nichtentlastung der Firmenlei­
tung erstreiten, wenn diese weiterhin 
die geforderten Entschädigungszahlun­
genverweigert. ’

Getragen werden die Aktionen von 
der Kampagne „Nie wieder!“, in der 
sich anläßlich des 50 Jahrestags des 
Kriegsendes die Kritischen Aktionäre 
der vier Unternehmen mit dem 
Auschwitz-Komitee, derWN/BdA und 

anderen Verbänden von Naziopfem zu­
sammengeschlossen haben. Neben den 
überfälligen Entschädigungen für die 
ehemaligen Zwangsarbeiter fordern sie 
die sofortige Auflösung der IG Farben 
„in Abwicklung“. Außerdem sollen die 
Nachfolgefirmen des Chemiekartells 
für den Erhalt der Gedenkstätten der 
Konzentrationslager Auschwitz und 
Schwarzheide aufkommen, in denen 
Arbeitssklaven der IG inhaftiert wa­
ren.

Quelle: Informationen des Dachver­
bands der Kritischen Aktionärinnen 
und Aktionäre, Schlackstraße 16, 50737 
Köln. Aus: „Antifaschistische Nach­
richten“
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10 Milliarden für deutsche Weltraumspionage
Klaus Eichner zum deutsch-französischen Projekt eines WEU-Spionage-Satellitensystems

Der Bundeskanzler soll das 
deutsch-französische Projekt des 
Aufbaus eines westeuropäischen 
Systems von Spionagesatelliten zur 

Chefsache erklärt haben. Damit wird 
auch die bisherige offizielle Politik 
einer strikten Beschränkung der deut­
schen Raumfahrtprogramme auf zivile 
Forschung und Nutzung begraben.

Seit Jahren, u.a. schon zu Zeiten von 
Kinkel als Präsident des BND, drängt 
die Führung des BND die Bundesregie­
rung, die notwendigen Millionenbeträ­
ge für eigenständige deutsche Spionage­
satelliten bereitzustellen. Bisher wurde 
das aus verschiedensten Gründen abge­
lehnt. Der BND mußte vorläufig auf 
eine begrenzte Beteiligung an einem 
französischen Satellitenprogramm aus­
weichen und stationierte dazu bereits 
Anfang der 80er Jahre eine Mitarbeiter­
gruppe auf dem Stützpunkt Kourou in 
Französisch-Guyana.

Ab 1989 / 90 wurden die Planungen für 
eine unabhängige deutsche Entwick­
lung intensiviert. Nunmehr, nachdem 
Deutschland wieder eine „Großmacht“ 
sein will, werden Entscheidungen mit 
ganz anderer Intensität getroffen. Jetzt 
drängen Bundesaußenminister Kinkel 
und „Raumfahrtexperten“ der Union 
ganz massiv auf eine Entscheidung über 
die Beteiligung der BRD an einem 
(west)-europäischen System von Auf­
klärungssatelliten.

Zwar gilt offiziell als Tarnmäntel­
ehen, daß es sich um ein Projekt der 
WEU handele und diese Satelliten vor­
wiegend der Verifikation von Rü­
stungsvereinbarungen und dem Schutz 
der Umwelt dienten. Das neue Deutsch­
land braucht aber nun heute entspre­
chend seinen Großmachtambitionen 
auch neue Kapazitäten für eine welt­
weite Spionage.

Grundlage der neuen Entwicklungen 
und der Erhebung des Projektes zur 
„Chefsache“ des Bundeskanzlers ist na­
türlich die u.a. auf der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes von 
1994 beruhende Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik, die Möglich­
keit der „out of area“-Einsätze der Bun­

deswehr. Dafür braucht die Truppen­
führung nun auch eigene Aufklärungs­
daten von potentiellen Einsatzräumen. 
Dem dient außerdem der Einsatz eines 
Spezialflugzeuges der ehemaligen NVA 
der DDR vom Typ TU-154 M, das, ausge­
rüstet mit hochsensiblen Kameras, vor 
allem Militäraktivitäten in den Staaten 
Osteuropas und in Rußland überwa­
chen soll.

Bundeswehr- sowie BND-Führungs- 
kräfte erklären heute sehr offen, daß es 
nun an der Zeit sei, sich von den selek­
tierten Ergebnissen der US-Weltraum- 

spionage unabhängig zu machen. Übri­
gens hat auch dieser Konflikt seine Ge­
schichte : Der BND bemühte sich in den 
70er / 80er Jahren immer wieder vergeb­
lich, direkten Zugang zum Gesamtauf­
kommen der femmelde / elektronischen 
Spionage der amerikanischen Geheim­
dienste vom Territorium der BRD und 
Westberlins aus gegen politische, mili­
tärische und wirtschaftliche Kommuni­
kationslinien der DDR, CSSR und Po­
lens zu erhalten. Bereits damals war für 
den BND der Ausweg die Kooperation 
mit dem französischen Geheimdienst. 

Unter strenger Abschirmung gegenüber 
dem amerikanischen Partnerdienst sta- 
tionierte der BND elektronische Auf 
klärungstechnik im Camp Foche (fran­
zösisches Militärobjekt in Westberlin) 
sowie eine größere Außenstelle seiner 
Abteilung 2 („Technische Aufklärung'1) 
in Westberlin.

Man kann davon ausgehen, daß de? 
Bundeskanzler dem neuen französi­
schen Staatspräsidenten als „Antritts­
geschenk“ die Zusicherung übermittelt 
hat, daß sich Deutschland an den fran­
zösischen Projekten eines optischen 
Aufklärungssatelliten („HELIOS 2“) 
und eines Radarsatelliten („OSIRIS") 
beteiligen wird. Nach offiziellen Anga­
ben soll Deutschland für diese Projekte 
einen Kostenanteil von 3,5 bis 7 Milliar­
den DM tragen; inoffizielle Schätzun­
gen gehen von mindestens 10 Milliarden 
DM in den Jahren 1995 bis 2004 aus.

Solche Größenordnungen machen 
auch die Konkurrenz munter. Seit lan­
gem agiert eine Lobby des amerikani­
schen Rüstungskonzerns Lockheed mit 
massiven „Werbeaktionen“ und Ange­
boten von Dumpingpreisen in Bonn und 
Umgebung.

Aber jede Entscheidung bedeutet 
nicht zuletzt auch neue Subventionen 
für die deutsche Rüstungs- und Raum­
fahrtindustrie. Z.B. steht bei Dornier 
eine bis zur Einsatzreife entwickelte 
raumgestützte Radartechnologie be­
reit. Das ist aber bestimmt nur die be­
kannte „Spitze des Eisberges“. Werden 
hier möglicherweise schon Grundlagen 
für eine europäische, von Deutschland 
geführte Version des SDI vorbereitet? 
Welche Rolle spielen dabei der BND und 
der französische Geheimdienst DGSE? 
Diese und andere Fragen interessieren 
die Öffentlichkeit in Europa und dar­
über hinaus.

Quellen: Nähere Angaben sind enthal­
ten in: Dieter Engels/Jürgen Scheff- 
ran „HELIOS und OSIRIS: Westeuro­
pas militärische Augen im AU“ Her­
ausgeber: Naturwissenschaftler-Initia­
tive Verantwortung für den Frieden 
e. V, Postfach 104108,44041 Dortmund.

AKTUELL IN BONN

Steuerreform-„Kompromiß“
Am 31. Juli.hat der Vermittlungsaus­
schuß von Bundesrat und Bundestag 
einen zwischen Regierungsparteien und 
SPD ausgehandelten „Kompromiß“ 
über Waigels Steuerreformgesetz gebil­
ligt. Nun muß im September noch der 
Bundestag • und der Bundesrat dem 
Kompromiß zustimmen. Zum 1.1.1996 
tritt damit die Anhebung des steuerfrei­
en Existenzminimums auf 12095 DM 
(Grundfreibetrag), verbunden mit einer 
deutlichen Anhebung der Steuertarife 
für alle darüber liegenden Einkommen, 
insbesondere für die niedrigen Einkom­
men oberhalb dieses Freibetrags, in 
Kraft. Außerdem werden viele Steuer­
vergünstigungen abgeschafft, so daß 
der wirkliche Entlastungseffekt für 
viele vermutlich erst zum Ende näch­
sten Jahres bzw. mit dem Lohnsteuer­
jahresausgleich in 1997 erkennbar wird.

Streit um „Entsenderichtlinie“
Die von der Bundesregierung geplante 
sogenannte „Entsenderichtlinie“ für 
die Entlohnung von ausländischen Ar­
beitskräften auf deutschen Baustellen 
hat, noch gar nicht in Kraft, schon zu 
Streit unter den Kapitalisten geführt. 

Außerdem wünscht der Verband der 
Bauarbeitgeber auf einmal Ausnah­
men. So soll die Richtlinie nur für Neu­
verträge gelten, bei schon geschlosse­
nen Verträgen hätten die Unternehmen 
oftmals bereits mit den Billigstlöhnen 
kalkuliert. Gesamtmetall rügte trotz 
dieses Tbilrückzugs die Baukapitali­
sten öffentlich: Die Richtlinie könne zu 
„Abwehrmaßnahmen“ der Länder füh­
ren, aus denen bisher billige Arbeits­
kräfte angeworben wurden, und sich als 
„Rohrkrepierer“ erweisen. Außerdem 
sollten Arbeitgeber niemals einem 
„Reichs-Einheits-Mindestlohn“ zustim­
men. Der Bauverband reagierte sauer: 
man lasse sich nicht öffentlich von an­
deren Verb änden belehren.

Sozialgericht bestätigt Blüm
Das Bundessozialgericht hat eine Klage 
des DGB gegen die Anfang des Jahres 
von Blüm verhängte Kürzung des Ar­
beitslosengeldes um den Solidarzu- 
schlag abgewiesen. Der DGB hatte ge­
klagt, die vom Arbeitsministerium 
ohne ein eigenes Gesetz verfügte Kür­
zung sei unzulässig, weil der Solidari­
tätszuschlag eine vorübergehende Maß­
nahme sei. Um diese bei der Berech­
nung des Arbeitslosengeldes abzuzie­

hen, sei ein eigenes Gesetz nötig. Die 
Bundessozialrichter wiesen die Klage 
ab. Der DGB will, sobald die Urteilsbe­
gründung vorliegt, die Möglichkeit 
einer Verfassungsklage prüfen.

Kürzungen für Flüchtlinge
Bundesgesundheitsminister Seehofer 
hält an den schon vor Monaten angekün­
digten neuerlichen drastischen Sozial- 
hilfekürzüngen für Flüchtlinge fest. 
Mit einem neuen „Asylbewerberlei­
stungsgesetz“ (wir berichteten) will das 
Kabinett die Leistungen für Flüchtlin­
ge um 20 Prozent bzw. umgerechnet 1,3 
Milliarden DM einsparen. Die Novelle 
soll noch im Herbst als Gesetzentwurf 
vorgelegt werden. Die Ausländerbeauf­
tragte des Berliner Senats, Pro Asyl, 
Ausländerorganisationen und Bündnis 
90/Die Grünen hatten die Pläne des 
Bundeskabinetts mehrfach heftig kriti­
siert.

Sterbetafeln: Höhere Beiträge
Bei den Krankenkassen gibt es offenbar 
starken Druck für höhere Beiträge. 
Jüngster Anlaß: Die neuen Sterbeta­
feln, die kürzlich veröffentlich wurden. 
Die Ihfeln sollen nun herhalten für er­
neute Erhöhungen der Beiträge — na­

türlich nur für die abhängig Beschäftig­
ten. Zwar müssen als erstes die privaten 
Krankenversicherungen ihre Beiträge 
anheben, die Deutsche Bank kündigt 
aber schon an, daß es dabei nicht blei­
chen werde. Auf die gesetzlich Versicher­
ten käme'„ein böses Erwachen“ zu, so 
die Deutsche Bank. Sprecher der AOKs 
dagegen argumentieren, selbst mittel­
fristig sei nicht mit steigenden Beiträ­
gen zu rechnen. Offenbar wollen die 
Kapitalisten den Rummel um die neuen 
Sterbetafeln nutzen, um eine weitere 
Umverteilung der Beiträge — weg von 
den Unternehmen, hin zu den Beschäf­
tigten — vorzubereiten.

Was kommt demnächst?
Bundestag und Bundesrat sind noch 
immer in der „Sommerpause“. Sie wer­
den ihre Beratungen im September 
wieder aufnehmen. Am 21. September 
soll der Bundestag abschließend das 
„Jahressteuergesetz 1996“ verabschie­
den, am 22. September soll sich dann 
der Bundesrat abschließend mit dem 
Gesetzespaket befassen. Die nächsten 
Wahlen sind am 22. Oktober: In Berlin 
werden sowohl das Abgeordnetenhaus 
als auch die Bezirksverordnetenvertre­
tungen neu gewählt.
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Deutsch-amerikanische Achse auf dem Balkan
Kroatien jetzt NATO-Aufmarschgebiet / Keine Legitimation für irgendeinen Bundeswehreinsatz

Im J ugoslawienkrieg hat sich offensichtlich eine
Achse gebildet, die die USA und die BRD verbin­
det. Beide Mächte verhinderten nach Pressemel­

dungen gemeinsam die Verurteilung des kroatischen 
Angriffes auf die Kraina. Die USA scherten offen aus 
dem Waffenembargo für Bosnien aus. Die BRD setzt 
sich mit ihrem Großlazarett militärisch in Kroatien 
fest. Man kann inzwischen von einer Brückenkopf­
funktion Kroatiens für die Nato reden.

Nachdem v. a. die USA und die BRD eine Kriegs­
handlung akzeptierten, die zu den bisher größten Ver­
treibungen auf dem Balkan führten, können sie das 
Ziel, „ethnische Säuberungen“ verhindern zu wollen, 
nicht mehr für sich reklamieren. Vielmehr wird unge­
niert über den Untergang der Autonomie der bosni­

schen Moslems geredet. Schneller und klarer konnte 
der Tatsachenbeweis dafür, daß deutsche Kriegsbetei­
ligung niemanden schützt und niemand befriedet, 
nicht kommen.

Wie kann die Bundeswehr in der Obhut eines Staa­
tes Lazarette auf bauen, der das UNO-Mandat nicht 
achtet, UNO-Soldaten als lebende Schutzschilde 
seiner Kampfhandlungen benutzt und gegebenenfalls 
auch erschießen läßt ?

Der kroatische Staat, der in seiner ganzen Existenz 
durch Abhängigkeit von den Westmächten geprägt 
ist, hat weder die ideologischen, noch die politischen, 
noch die finanziellen Mittel, das von ihm beherrschte • 
Gebiet zu befrieden. Hier entsteht nicht einmal ein 
Herrschafts bereich, sondern eine Militärfront „gegen 

die Serben“. Zwar verschoben sich in der innenpoliti­
schen Dis kussion der Prominenten in der BRD in den 
letzten Wochen die Gewichte immer mehr in Richtung 
der Interventionsbefürworter. Aber die ausgearbei­
tete Legitimation — Krieg um des Friedens willen, 
Töten wegen Leben — paßt nicht zum tatsächlichen 
Verlauf.

Wenn wir die Sprache der Tatsachen richtig begrei- . 
fen, dann wollen die USA und dießRD auf dem 
Balkan einen schwer bewaffneten und unter dauern­
dem Kriegsrecht stehenden Militärschwerpunkt auf­
bauen, dessen Macht auf den ganzen Balkan ausstrah­
len soll. Der deutsche Bundestag hat genug beschlos­
sen, aber die Unterstützung kroatischer Angriffs- 
kriege hat er nicht beschlossen. — (maf)

Pressestimmen zum Balkankonflikt 
und der Streit bei den Grünen
1. Presseschau
Ostslawonien, Bosnien, Kritik Bildts, 
USA vorsichtig
Die „Republik serbische Krajina“ be­
steht nun auch physisch nicht mehr — 
und Serbien, das dieses Gebilde mit 
einem Angriffskrieg geschaffen hat, 
hält still? Oder doch nicht? Von Trup­
penbewegungen in Serbien wird be­
richtet . . Der Auftrag mag lauten: 
eine eindrucksvolle Streitmacht in den 
eroberten Gebieten Südostkroatiens 
aufzübauen, also in dem besetzten 
Stück Ostslawoniens, in der Baranja 
und in Westsyrmien. Dorthin' hat die 
Armee Kroatiens ihren Befreiungsstoß 
nicht, gerichtet. Die Regierung in Za­
greb sagt, diese Gebiete wolle Kroatien 
nicht mit Gewalt zurückgewinnen, das 
werde vielmehr auf politischem Wege 
gelöst. Ob daraus etwas wird, steht da­
hin. Serbien wird gerade diese kroati­
schen Tbrritorien festzuhalten suchen. 
Sie sind besonders fruchtbar, und an 
die Ausbeutung der Ölquellen dort hat 
sich der serbische Staat gewöhnt...

Als wichtig für alles wird sich das 
Schicksal Bosniens erweisen. Wenn die 
jetzt zurückgewonnenen Gebiete Kroa­
tiens an einen lebensfähigen bosni­
schen Staat grenzen, wird die für alle 
Seiten notwendige Normalität eher ein­
ziehen, als wenn sich jenseits einer lan­
gen kroatischen Grenze auf bosnischem 
Boden serbisches Herrschaftsgebiet er­
streckt .. r

Kroatien brach am Montag den Kon­
takt zum Jugoslawien-Vermittler der 
Europäischen Union (EU), Bildt, ab ... 
Bildt hatte die Offensive Kroatiens in 
den serbisch besetzten Gebieten ent­
schieden verurteilt und eine Parallele 
zu Kriegsverbrechen der Serben gezo­
gen.

In Washington, Moskau und den 
Hauptstädten der Europäischen Union 
begannen unterdessen Überlegungen, 
wie die neue Lage auf dem Balkan für 
neue Impulse des Friedensprozesses ge­
nutzt werden könnte. „Vielleicht wer­
den diese Umstände, so tragisch sie 
auch sind, eine neue Grundlage für eine 
Verhandlungslösungg schaffen“, sagte 
der amerikanische Außenminister 
Christopher dem amerikanischen Fern­
sehsender ABC ...
FAZ, 8. August

Flüchtlingswelle nach Bosnien
Die Rückeroberung der serbisch besetz­
ten Krajina durch die kroatische Ar­
mee hat den größten Flüchtlingsstrom 
seit Beginn des Krieges im ehemaligen 
Jugoslawien ausgelöst. Das UNO- 

Flüchtlingshilfswerk (UNCHR) teilte 
mit, es rechne mit insgesamt rund 
120000 Flüchtlingen ... mindestens 
30000 Krajina-Serben seien bereits im 
Gebiet von Banja Luka in Nordbosnien 
eingetroffen. Etwa 90000 weitere 
Flüchtlinge hätten die Grenze über­
schritten ... Die bosnische Regierung 
zeigte sich' wegen des anhaltenden 
Flüchtlingsstroms schwer besorgt ... 
Ein besonderes Flüchtlingsproblem 
seien dabei die serbischen Soldaten aus 
der Krajina, die vermutlich in die Ar­
mee der bosnischen Serben eingeglie­
dert würden und damit das Kräftever­
hältnis in Bosnien veränderten .... Vor 
dem Kriegsausbruch 1991 hatten offi­
ziellen Angaben- zufolge in Kroatien 
581000 Serben gewohnt, 165000 davon 
in der Krajina und in Slawonien. 
Süddeutsche Zeitung, 8. August

Bundeswehraufmarsch geht weiter
Weitere 100 Soldaten der Bundeswehr 
sind am Montag vom Köln-Bonner 
Flughafen aus nach Split geflogen. Es 
handelt sich hauptsächlich um techni­
sches Personal — Logistiker, Femmel- 
der und Monteure — für das Lazerett in 
der Nähe der kroatischen Küstenstadt. 
Sie sollen beim Aufbau des Hositals 
helfen. Es wird Mitte August für die 
Soldaten der schnellen Eingreiftruppe 
einsatzbereit sein. Das restliche Kon­
tingent — etwa 100 Sanitätssoldaten — 
wird in einigen lägen folgen. Die Sani­
tätseinheit der Bundeswehr wird insge­
samt 500 Soldaten umfassen.
Süddeutsche Zeitung, 8. August

Und die bosnischen Muslime?
So einen schnellen Krieg und so einen 
vermeintlich sauberen Sieg hatte man 
in vier Jahren Balkan-Krieg noch nicht 
gesehen ... Bei derart übersichtlichen 
Verhältnissen schien es verzeihlich, 
daß man im Westen die Augen vor ein 
paar Schönheitsfehlern verschloß, die 
Zagrebs Truppen gleichwohl unterlie­
fen: Blauhelme, die als menschliche 
Schutzschilde mißbraucht wurden, 
stundenlanger Granathagel auf be­
wohnte Städte, zivile Opfer und zehn­
tausende von serbischen Flüchtlingen 
— die bislang größte ethnische Säube­
rung des Balkankrieges -...

... die erfolgreiche Rückeroberung 
der Krajina könnte nur ein weiterer 
Akt in einer Tragödie sein, deren Auto­
ren in Belgrad und Zagreb sitzen und 
deren Ende längst feststeht: der Tod 
Bosniens als unabhängiger, souveräner 
Staat...

Als einer der wenigen westlichen Po­
litiker hat Bundeskanzler Kohl die Ge­

fahren für Bosnien erkannt und schnel­
ler, als dies sonst seine Art ist, darauf 
reagiert. Seine Warnung, daß niemand 
auf dem Balkan mit deutscher oder eu­
ropäischer Wiederaufbauhilfe nach 
dem Ende des Krieges rechnen könne, 
der mit Gewalt die bestehenden Gren­
zen verändere,. war eindeutig an die 
Adresse Belgrads und Zagrebs gerich­
tet. (...) Von einem britischen Spitzen­
politiker wird der Satz kolportiert, den 
viele seiner Kollegen insgeheim unter­
stützen: „Wer will eigentlich einen 
muslimischen Staat mitten in Euro­
pa?!“
Süddeutsche Zeitung, 8. August

Wird Bosnien geteilt ?
Auf der Rückseite einer Speisekarte 
hat der kroatische Präsident Franjo 
Tudjman nach einem Bericht der Times 
den Staat Bosnien-Herzegowina zwi­
schen Kroaten und Serben aufgeteilt.

Die britische Tageszeitung berichtete 
am Montag, der Redaktion liege eine 
Skizze vor, die Tudjman am 6. Mai bei 
einem Essen in London zum Gedenken 
an das Ende des zweiten Weltkrieges 
auf die Menükarte gezeichnet habe. Sie 
zeige die „derzeitigen Grenzen“ Bos­
nien-Herzegowinas, durch dessen Ge­
biet eine s-förmige Linie gehe. Pfeile 
markierten, welche .Teile einmal an 
Kroatien und welche an Serbien fallen 
würden.

Angeblich entstand der Plan auf der 
Speisekarte, nachdem Tudjmans Platz­
nachbar Paddy Ashdown, Chef der op­
positionellen Liberaldemokraten, den 
Kroaten gefragt hatte, wie er sich die 
Grenzen auf dem Gebiet des ehemali­
gen Jugoslawien in zehn Jahren vor­
stelle. Daraufhin habe Tudjman zum 
Stift gegriffen: Die überwiegend von 
Moslems bewohnte Stadt Tuzla schug 
er Serbien zu, die von aufständischen 
Serben kontrollierte Stadt Banja Luka 
hingegen dem Gebiet einer kroatischen 
Föderation. Die bosnische Hauptstadt 
Sarajevo wäre ebenfalls Teil einer 
kroatischen Föderation, in der die 
größten Teile Bosniens einmal auf ge­
hen würden. Das von aufständischen 
Serben in Kroatien kontrollierte und 
wirtschaftlich wichtige Ostslawonien, 
das an Serbien grenzt, soll der Skizze 
zufolge an Serbien gehen. Präsident 
Tudjman habe Ashdwon erklärt, über 
die Tbilungspläne habe er ein grund­
sätzliches Einvernehmen mit Serbiens 
Präsident Slobodan Milosevic erzielt

Kölner Stadt anzeig er, 8. August

2. Aus dem Brief Joschka Fischers
Spätestens mit der Geiselnahme der 
Blauhelme und der Eroberung der mos­
lemischen Enklaven und „Schutzzo­
nen“ der Vereinten Nationen durch das 

bosnisch-serbische Militär ist die bishe­
rige Bosnienpolitik des Westens und 
der Vereinten Nationen in ihrem poli­
tisch-militärischen Teil gescheitert. In 
Bosnien zeichnet sich ein Sieg derjeni­
gen ab, die auf brutale und grausame 
Gewalt setzen, während sich die Poli­
tik der Friederisbewahrung als hilflos 
und die sie tragenden Vereintem Natio­
nen und westlichen Mächte sich als un­
einig, deshalb nahezu handlungsunfä­
hig und in ihren politischen Absichten 
mindestens als doppelbödig ... erwei­
sen ...

Die Konzeption der Vereinten Natio­
nen in Bosnien ist, bis auf die humani­
täre Hilfe und Teile des Embargos, de­
finitiv mit der militärischen Offensive 
der bosnischen Serben gegen die UN- 
Schutzzonen Srebrenia und Zepa im Ju­
li dieses Jahres gescheitert: Diese bitte­
re Erkenntnis zwingt deshalb jetzt alle, 
die sich bisher in ihrer Politik positiv 
auf den UN-Einsatz in Bosnien bezogen 
haben, zu einer grundsätzlichen Über­
prüfung und Neupositionierung ihrer 
Politik...

... Ein Durchlavieren ... kommt 
angesichts der bosnischen Katastrophe 
für unsere Partei nicht infrage. Entwe­
der sind wir für den militärischen 
Schutz der Schutzzonen, wissend auch 
um die ganze Unzulänglichkeit der 
westlichen Bosnienpolitik und ihrer 
Risiken — und ich bin der Überzeu­
gung, wir müssen angesichts der Lage 
der dort eingeschlossenen Zivilbevöl­
kerung für den militärischen Schutz 
der UN-Schutzzonen sein —, dann müs­
sen wir dies als Partei auch sagen, aus­
diskutieren und beschließen. Oder wir 
lehnen diesen militärischen Schutz ab, 
dann sollten wir uns, aber ohne uns da­
rum herumzuwinden, für den Abzug 
der UN-Blauhelme aussprechen ... 
Auszüge aus: Offener Brief vom 30. Juli 
1995 „an die Bundestagsfraktion und an 
die Partei“

3. Eine Antwort von Angelika Beer
Dieses Vorgehen Fischers hilft weder 
den Menschen in Bosnien noch unserer 
Partei. (...) Es gibt keinen Nachweis 
dafür, daß Menschenrechte durch Mili­
täreinsätze verteidigt werden, wenn 
vorher der politische Wille gefehlt hat, 
den Konflikt nicht-militärisch zu lösen. 
(...)

Nachdem Möglichkeiten wie Wirt­
schaftsblockaden oder Waffenembar­
gos vier Jahre lang nicht wirklich 
durchgesetzt worden sind, lasse ich 
mich jetzt nicht zum Handlanger einer’ 
Interventionspolitik machen. (...) Eine 
militärische Intervention ist keine Lö­
sung. Sie wird nicht dazu führen, daß 
man die Situation auf dem Balkan be­
friedet.
aus: taz, 1. August 1995
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tierten die Verbundenheit der Trauernden mit dem 
kurdischen Befreiungskampf und der PKK und ERNK. 
Einige wenige deutsche Teilnehmer (Grüne, PDS, Arbeiter­
bund, Antifa, Autonome) beteiligten sich und drückten ihre 
Solidarität aus. Auf der Abschlußkundgebung sprachen 
neben Kurdinnen und Kurden auch Sprecher von PDS und 
Grünen. Die Polizei, die noch am Vortag mit Pressehetze 
über angebliche kurdische Mordkommandos die Situation 
zusätzlich aufgeheizt hatte und damit bis heute bereits 
erreicht hat, daß über die Schuldigen am Tod der Kurdin 
niemand mehr spricht, hielt sich während des Trauer­
marsches zurück.

Im Anschluß aber wurden erneut sieben Personen wegen 
angeblichen Zeigens „verbotener Symbole“ kurzzeitig 
festgenommen und angezeigt. — (rül)

Weit über 10000 Teilnehmer (die Veranstalter sprechen 
sogar von über 20 000 Personen, genaue Zählungen waren 
wegen ständig noch hinzukommender Personen nicht 
möglich) beteiligten sich am Dienstag, den 1. August, in 
Berlin an dem Trauermarsch für die verstorbene 41jährige 
Kurdin Gülnaz Baghistani. Die Mutter von 5 Kindern ist.das 
vierte Todesopfer, das die kurdische Exilbevölkerung in der 
BRD seit den von Kanther verhängten Verboten gegen die 
PKK/ERNK und die kurdischen Vereine Ende 1993 in der 
BRD zu beklagen hat. An der Spitze des Zuges fuhr der 
Wagen mit dem Sarg der Verstorbenen, davor und dahinter 
Kränze, dann ein Teil der Hungerstreikenden, andere von 
ihnen, durch den Hungerstreik bereits zu sehr geschwächt, 
folgten in einem Bus. Zahlreiche kurdische Fahnen, Farben, 
Transparente, Blumen in den kurdischen Fahnen dokumen­

Die Geheimdienst-Legende von 
den „kurdischen Scharfschützen“ 
Hans Otto Wiebus über einen besonders üblen Fall von Verleumdung

Die Kriminalisierung von Kurdin­
nen und Kurden erreichte am Vor­
tag des Trauermarsches von Ber­
lin (1.8.1995)'einen neuen Höhepunkt. 

Kurz bevor sich mehr als 20000 Kurdin­
nen und Kurden versammelten, um von 
Gülnaz Baghistani Abschied zu neh­
men, wurden Gerüchte ausgestreut, die 
PKK würde demnächst Scharfschützen 
gegen bundesdeutsche Polizisten ein­
setzen. Quelle des Gerüchts ist der nie­
dersächsische Verfassungsschutz, der 
sich wiederum auf das Bundeskriminal­
amt (BKA) beruft. Als Überbringer der 
Botschaft fungierte Hermann Lutz, 
Vorsitzender der dem DGB angehören­
den Gewerkschaft der Polizei (GdP). 
Lutz hatte in einem Interview mit dem 
Kölner Express berichtet, er habe einen 
entsprechenden Hinweis erhalten. Lutz 
wörtlich: „Wir nehmen diese Drohun­
gen, die wir über den Verfassungsschutz 
erhalten haben, sehr ernst.“ Der Zeit­
punkt kurz vor dem Berliner Trauer­
marsch war geschickt gewählt: Nach 
der gewaltsamen und brutalen Auflö­
sung der Demonstration kurz vorher in 
Frankfurt kam es den Behörden durch­
aus gelegen, ein Klima der Hysterie zu 
schaffen. Erreicht werden sollte damit 
dreierlei: erstens die Kurdinnen und 
Kurden durch diesen Akt der Krimina­
lisierung von der bundesdeutschen Be­
völkerung zu isolieren; zweitens» die 
Zahl der Demonstrantinnen und De­
monstranten in Berlin klein zu halten, 
da es sich bei dem Trauermarsch um 
eine Veranstaltung handele, die „ge­
fährlich“ werden könne, und drittens 

r 

die Polizeibeamten gegen die Kurdin­
nen und Kurden aufzuhetzen. So wur­
den von der Polizeiführung alle verfüg­
baren schußsicheren Westen an die Be­
amten ausgegeben — ein Mittel der psy­
chologischen Kriegsführung gegen die 
Kurden, denn Polizisten, denen eingere­
det wird, sie müßten um ihr Leben 
fürchten, neigen zu einem besonders 
sorglosen Umgang mit dem Schlagstock 
und anderen Waffen.

Interessant sind übrigens auch die 
Ratschläge, <}ie der Polizistengewerk­
schafts-Vorsitzende via Interview den 
Kurden gibt. Die Deutsche Presse Agen­
tur (dpa) meldet: „Zugleich appellierte 
Lütz an die friedlichen Kurden in 
Deutschland, sie müßten auf ihre 
Landsleute einwirken. Sie sollten sich 
von der verbotenen kurdischen Arbei­
terpartei PKK öffentlich distanzieren. 
Nur so könne das Verständnis der Deut­
schen für die kurdischen Probleme wie­
der vergrößert werden.“ Dies ist exakt 
die Sprache der Machthaber in der Tür­
kei. öffentliche „Reuebekenntnisse“ 
als Mittel der Politik: Das ist nichts an­
deres als ein Rückfall ins Mittelalter.

Der Bundesvorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes wäre gut bera­
ten, wenn er dem „Kollegen“ Lutz klar- ’ 
machen würde, daß die bundesdeutsche 
Gewerkschaftsbewegung nicht gewillt' 
ist, die Geschäfte des Militärregimes 
der Türkei zu erledigen.

Darüber hinaus ist der Fall ein gutes 
Beispiel dafür, wie Geheimdienste mit 
obskuren Meldungen die Presse instru­
mentalisieren. Denn kaum war der

Zweck der Scharfmacherei — die Verun­
sicherung von Polizei und Demonstra- 
tionsteilnehmem in Berlin — erfüllt, 
kamen die Dementis. Das Bundeskrimi­
nalamt, auf das sich der niedersächsi­
sche Verfassungsschutz berief, teilte ei­
lends mit, es lägen keine Informationen 
vor, die „eine neue Eskalation der Ge­
walttaten“ (gemeint ist damit der an­
gebliche Einsatz kurdischer Scharf­
schützen) belegen würden. Das Bundes­
amt für Verfassungsschutz befand die 
Einschätzung der niedersächsischen 
Geheimdienstler für eher zweifelhaft. 
Daß andererseits aber, und die PR- 
Fachleute der Geheimdienste wissen 
dies, immer etwas „hängenbleibt“, 
macht solche „Meldungen“ gefährlich. 
„Wollten die Kurden nicht Scharfschüt­
zen gegen deutsche Polizisten einset­
zen?“, wird sich mancher Zeitungsleser 
erinnern, wenn demnächst wieder ein­
mal eine Demonstration gewaltsam 
aufgelöst werden wird. Und Politiker 
wie der Parlamentarische Geschäfts­
führer der CDU /CSU-Bundestagsfrak- 
tion Joachim Hörster werden unter sol­
chen Umständen durchaus Zustimmung 
ernten können. Der hatte gefordert, 
Kurden, die die „Flagge der PKK“ zeig­
ten, abzuschieben. Ihre Strafe (wofür 
eigentlich?} sollten sie in der Türkei 
verbüßen. Dabei sollten Deutsche über 
die Einhaltung der Menschenrechte wa­
chen. Zynischer geht es nicht mehr.

Hans Otto Wiebus ist freier Journalist 
in München und Mitglied der dju/IG 
Medien

Hungerstreiks in der Türkei

Noch ein Toter: 
Fesih Beyazcicek
In den türkischen Gefängnissen dauer! 
der am 14. Juli begonnene Hungerstreik 
der politischen Gefangenen weiter an. 
Vielfach wird darauf hingewiesen, daß 
am gleichen Tag des Jahres 1982, also 
vor jetzt 13 Jahren, die PKK-Gefange­
nen in Diyarbakir einen inzwischen be­
reits legendären Hungerstreik began­
nen und danach der Befreiungskampf in 
Kurdistan einen enormen Aufschwung 
nahm.

Auch in der Türkei bzw. Kurdistan ist 
inzwischen ein Hungerstreikender ver­
storben: Am 23. Juli ist Fesih Beyaztf- 
gek am 23. Juli im Gefängnis in Yozgat 
gestorben, weil die Gefängniswärter 
ihn absichtlich zu spät ins Krankenhaus 
bringen ließen.

Der 1974 in Bitlis geborene Fesih wur­
de letztes Jahr im Zusammenhang mit 
dem Newroz in Mersin verhaftet. Nach 
zehn lügen Hungerstreik hatte er le­
bensgefährliche Magenblutungen. 
Seine Mitgefangenen forderten die Wär­
ter auf, Fesih ins Krankenhaus bringen 
zu lassen, was diese bewußt möglichst 
lange hinauszögerten.

Als Fesih schon im Krankenhaus ge-
- storben war, wurde seine Mutter Zülfi- 

naz nach Ankara gerufen, ihr Sohn sei 
krank. Als sie im Krankenhaus eintraf, 
wurde sie angelogen, er sei an „Herzin­
farkt“ gestorben.

Nur nach langen Auseinandersetzun­
gen bekam Zülfinaz Beyazgigek die Lei­
che ihres Sohnes. Sie stellte Operations­
narben am Kopf und im Brust- und Ma­
genbereich fest.

Die Polizei in Mersin verhinderte eine 
Beerdigung mit großen Massen und ter­
rorisierte die Familie. Erst am nächsten 
Tag zogen 2000 Menschen mit Parolen 
zum Grab von Fesih Beyazgigek, die Si­
cherheitskräfte ließen sich während der 
ganzen Demonstration in der Gegend 
nicht sehen.

Solidarität von anderen Gefangenen 
In den türkischen Gefängnissen haben 
sich politische Gefangene verschiede­
ner türkischer linker Gruppen tagewei­
se aus Solidarität dem Hungerstreik 
der 10000 PKK-Gefangenen angeschlos­
sen.

Im Gefängnis Sagmacilar in Istanbul 
sind 600 soziale Gefangene zwei läge 
lang in einen Solidaritätshungerstreik 
getreten.

Die im gleichen Gefängnis inhaftier­
ten Arbeiter der Transportfirma Aras 
traten in einen fünftägigen Hunger­
streik.

Angriff auf Frauen und Kinder
Eine Gruppe von hungerstreikenden 20 
Frauen und sechs Kindern im Büro der 
YDH (Neue Demokratiebewegung) in 
Diyarbakir wurden am 24. Juli von Spe-’ 
zialeinheiten der Polizei umzingelt, die 
niemanden, auch keine Journalisten, 
durchließen.

Buca: Angehörige verletzt'
Ca. einhundert sich im Solidäritätshun- 
gerstreik befindende Angehörige der 
Gefangenen von Buca versammelten 
sich vor dem Gefängnis. Sie wollten die 
Gefangenen besuchen, wurden jedoch 
nicht eingelassen. Die Angehörigen 
wurden von einem massiven Aufgebot 
an Staatskräften umzingelt und nieder­
geknüppelt. Dabei wurden M. Emin Yil­
maz und die 60jährige Aliye Yüksel 
schwer verletzt. 15 Menschen, darunter 
auch zwei Korrespondentinnen der Ta­
geszeitung Yeni Politika, wurden vor­
übergehend festgenommen.
Quellen: Yeni Politika, 27.7. — (K., 
aus: Kurdistan-Rundbrief)
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Praktizierte Demokratie in Cuba Kommunalwahlen im Juli

Von den bundesdeutschen Medien 
weitgehend ignoriert, fanden am 
9. und 16. Juli ’95 in Cuba die Ge­
meindeparlamentswahlen, vergleich­

bar mit hiesigen Kommunal wählen, 
statt. Rissen sich 1993 die Pressevertre­
ter noch im Herbst ’93 um die Möglich­
keit zur „Wahlbeobachtung“ bei den 
Wahlen zur Nationalversammlung, so 
scheinen die jüngsten Kommunalwah­
len eher unspektakulär eingeschätzt zu 
werden.

Zumindest die Linke sollte sich vor 
einer solchen Fehleinschätzung hüten, 
geht es hierbei doch um praktizierte Ba­
sisdemokratie, wie sie andernorts, so 
auch in der BRD, unvorstellbar ist.

Die oben bereits erwähnten Wahlen 
zur Asamblea Nacional (Cubanische 
Nationalversammlung) sowie zu den 
Provinzversammlungen und den Orga­
nen der Poder Populär (Volksmacht) 
finden alle 5 Jahre, die Wahlen zu den 
Gemeindeparlamenten alle 2 1/2 Jahre 
statt.

Die wenigen Kurzmeldungen in der 
hiesigen Presse berichteten unisono, 
daß diese Wahlen wohl nicht ihrem Ver­
ständnis von Demokratie entsprächen, 
da es nur die Wahl zwischen jeweils 
zwei Kandidatinnen und Kandidaten 
gegeben habe, und diese seien auch noch 
sozusagen von der Kommunistischen 
Partei „vorsortiert“ gewesen.

Auch dies wieder mal ein Beispiel für 
gezielte Desinformationspolitik gegen 
Cuba. Wie sieht die Realität aus ?

Basisdemokratie konkret
Die Delegierten zu den Gemeindeparla­
menten werden in direkter, freier und 
geheimer Wahl bestimmt. Interessant 
ist das Procedere der Aufstellung der 
Kandidatinnen und Kandidaten.

Vorab sei an das Verfahren in der 
BRD erinnert: Hier wird die Kandida­
tur nach meist taktischen Gesichts­
punkten durch die maßgeblichen 3 bis 5 
Parteien festgelegt. Kleine Parteien 
müssen erst eine aufwendige Unter­
schriftensammlung für die Zulassung 
ihrer Kandidatinnen und Kandidaten 
durchführen.

Auf Cuba sind die Wahlkreise in bis zu 
8 Unterbezirke auf geteilt. In diesen Un­
terbezirken finden Wahlversammlun­
gen statt, auf denen von der Bevölke­
rung Kandidatinnen und Kandidaten 
benannt werden. Entgegen anderslau­
tenden Gerüchten gibt es weder Kandi­
daturen von Parteien oder Organisatio­
nen (sondern nur von Einzelpersonen) 
noch eine gesetzlich vorgeschriebene 
Wahlpflicht.

Es müssen mindestens zwei, max. 
acht Kandidatinnen und Kandidaten 
benannt werden. Die Ernennung der 
Kandidaturen erfolgt durch die Wahl­
versammlungen der Bevölkerung in 
den Unterbezirken. Jede Wählerin und 
jeder Wähler hat Vorschlagsrecht. Vor­
aussetzung für eine Kandidatur ist die 
Anwesenheit der Person, das Mindest­
alter von 16 Jahren (bei den National­
wahlen ist die Grenze 18 Jahre), und es 
darf weder ein Strafverfahren anhän­
gig sein noch eine medizinisch festge­
stellte Geisteskrankheit vorliegen. Aus 
jedem Unterbezirk muß ein Wahl Vor­
schlag erfolgen. Auf dieser Grundlage 
können alle vorgeschlagenen Frauen 
und Männer zu Wahlkandidatur antre­
ten. Als Kandidatin/Kandidat gilt, 
wer die meisten Stimmen dieser Wahl­
versammlungen auf sich vereinigt.

Organisiert werden sowohl diese er­
sten Wahlversammlungen wie auch alle 
weiteren Abschnitte des Wahlprozesses 
von Wahlausschüssen auf allen Ebenen. 

Diese sind durch Vertreterinnen und 
Vertreter der sozialen Organisationen 
zusammengesetzt.

Bei den nunmehr stattfindenden Wah­
len gilt der Vorschlag als gewählt, der 
mindestens 50% plus eine Stimme der 
Wählerinnen und Wähler erhält. Sollte 
dies nicht erreicht werden, entscheidet 
der zweite Wahlgang mit den meisten 
Stimmen.

Funktion und Aufgaben 
der Gemeindeparlamente
Die zu wählenden Gemeindeparlamen- 
tarierer/innen arbeiten zu 99% ehren­
amtlich. Nur der/die Vorsitzende, 
sein/e Stellvertreter/in und Sekre­
tär/in sind hauptamtlich Beschäftigte. 
Darüber hinaus kann das Gemeindepar­
lament einen oder mehrere zeitlich ge­

5. Bundestreffen- der Cuba-Solidarität. Von links nach rechts: Andrea Schön, 
Heinz-W. Hammer, Ren6 Gonzälez Gonzälez, Raül Valdes Vivö, Beate Engelhardt.

nau begrenzte Ausschüsse (z. B. Gesund­
heitsausschuß) bilden. Für ihre be­
grenzte Amtszeit sind dann deren Vor­
sitzende ebenfalls von ihrer beruflichen 
Arbeit freigestellt.

Die bereits in der Verfassung der Re­
publik Cuba detailliert festgelegten 
Kompetenzen der Gemeindeparlamen­
te umfassen u.a.:
♦ Aufsicht über die Einhaltung der Ge­
setze und allgemeinen Bestimmungen;
♦ Wahl und ggfs. Abwähl der Vorsit­
zenden und stellvertretenden Vorsit­
zenden, die zugleich der Gemeindever­
waltung vorstehen;
♦ Ernennung und ggfs. Absetzung der 
örtlichen Verwaltungsbeamten;
♦ Rechnungsprüfung und Kontrolle 
der staatlichen Unternehmen innerhalb 
der Gemeinde zuzüglich der lokalen 
staatlichen Unternehmen (wobei über 
letztere naturgemäß eine höhere Kon­
trolle möglich ist);
♦ Ausführung und Kontrolle des Ge­
meindehaushaltes im Rahmen des von 
der Nationalversammlung beschlosse­
nen Staatshaushaltes.

Aktuelle Ergebnisse
Die folgenden Angaben beziehen sich 
ausschließlich auf den am 9. Juli statt­
gefundenen 1. Wahlgang.

Die Wahlbeteiligung lag auf nationa­
ler Ebene bei 97,1 %; mit einigen Abwei­
chungen entsprechend hoch in den Ge­
meinden. Die geringste Wahlbeteili­
gung lag bei 94,8 %, die höchste bei über 
98%.

Hierin widerspiegelt sich sowohl das 
hohe Interesse der Bevölkerung an Re­
gierungsangelegenheiten auf Gemein­
deebene wie auch der aktuelle Politisie­
rungsgrad und das Vertrauen in den 
Wahlprozeß — auch ohne spektakuläre 
„Wahlbeobachtung“ seitens interessier­
ter europäischer Journalisten ...

Im Landesdurchschnitt waren 88,7% 
der Stimmen gültig, 7% ungültig und 
4,3% „blanco“, also nicht ausgefüllt. 
Ein interessanter Aspekt des personel­
len Emeuerungsprozesses ergibt sich 
bei den Zahlen der Wiedergewählten: 
Von allen bisherigen Amtsinhaber/in­
nen wurden im Landesdurchschnitt 
48,2% wiedergewählt. 51,8% aller Ge­
meindeparlamentarier / innen wurden 
erstmals gewählt! (Anmerkung: Über 
die Quote der bisherigen Amtsinhaber/ 
innen, die nicht wieder kandidiert ha­
ben, liegen keine Zahlen vor.) 15,4 % der

Gewählten sind Frauen und 15,4% Ju­
gendliche zwischen 16 und 30 Jahren.

Cubanische Analyse
In einer Erklärung des Präsidenten der 
Nationalversammlung, _ Ricardo 
Alarcön vom 13.7.95 wertet dieser die 
erste Runde der Gemeindeparlaments­
wahlen als eine Stärkung der Demokra­
tie in Cuba, als eine fundamentale Ent­
scheidung des cubanischen Volkes im 
aktuellen Kampf. Diese Stärkung der 
Demokratie stünde in direktem Gegen­
satz zu der aggressiven Haltung der 
USA, die derzeit vor allem von Elemen­
ten des rechten Flügels gegen Cuba ver­
treten würde. Alarcön führt aus: „Wir 
alle wissen, daß in diesem Moment an­
dere, in einer anderen Sprache, in einer 
anderen Hauptstadt, versuchen, über 
die Zukunft unseres Landes zu entschei­
den“, und spielt damit direkt auf den 
Helms / Burton-Gesetzentwurf an, der 
eine eklatante Verschärfung der US- 
Blockade gegen Cuba beinhaltet. Alar­
cön geht in seiner Erklärung auf die 
wahrhaft basisdemokratischen und 
partizipativen Entscheidungsprozesse 
in Cuba ein und benennt sie als einen 
nicht nur rein verfassungsmäßigen Vor­
gang, sondern als einen Akt der Wah­
rung der ethischen, moralischen und 
menschlichen Werte Cubas. Der Präsi­
dent der Nationalversammlung betont 
abschließend, daß genau diese Werte es 
sind, die andere dem cubanischen Volk 
rauben wollen, um ein Wahlsystem ein­
zuführen, das „ausschließlich auf öko­

nomischer Macht, Reichtum, Privile-. 
gien, Ungleichheit und Unehrenhaftig­
keit basiert“.

Eine in der Jät kluge und realistische ' 
Einschätzung, die offensichtlich nicht 
nur dieser hochrangige Funktionär der 
cubanischen Revolution, sondern weit 
über 90 % der cubanischen Bevölkerung 
mit der eindeutig gefällten Wahlent­
scheidung teilen. Die Stimmen für die 
Kandidatinnen und Kandidaten der 
Gemeindeparlamente — deren Arbeit in 
Zeiten der Krise schwer genug ist — wa­
ren zugleich Stimmen für den Fortbe­
stand der cubanischen Revolution, für 
das Recht auf eine eigene Entwicklung 
und gegen die Aushungerungspolitik 
der USA, an der sich auch die deutsche 
Bundesregierung aktiv beteiligt.

. Die Linke, alle Cubafreundinnen und 
-freunde in der BRD sind aufgerufen, 
dieses eindeutige Votum der Mehrheit 
des cubanischen Volkes sowohl durch 
die materielle und politische Solidari­
tät mit dem revolutionären Cuba als 
auch durch den Kampf gegen die BRD- 
Blockade im eigenen Land zu unterstüt­
zen.

Zwei notwendige Nachsätze:
1. Die Kräfte, die hierzulande eine 

„Demokratie“ nach BRD-Zuschnitt in 
dem von Alarcön analysierten Sinne für 
Cuba fordern, werden nie müde, die von 
ihnen selbst finanzierten „Oppositions­
gruppen“ ins Spiel zu bringen. In Ab­
sprache mit den entsprechenden Partei­
stiftungen der BRD wurden vor einigen 
Jahren sogenannte cubanische „christ­
liche, liberale und sozialdemokratische 
.Parteien*“ gegründet. Vertreter dieser 
— auf Cuba selbst ein berechtigtes Sek­
tendasein fristenden •— Grüppchen hat- z 
ten noch für die National wählen 1993 zu 
einem — kläglich gescheiterten — Wahl­
boykott auf gerufen. Bei den jüngsten 
Gemeinderatswahlen versuchten sie 
gar nicht erst, sich zur Kandidatur auf­
stellen zu lassen. Wer, um Himmels wil­
len, hätte sie auch von der arbeitenden 
und kämpfenden Bevölkerung Cubas 
vor Ort vorgeschlagen ?

2. Pünktlich zu den Gemeindeparla­
mentswahlen gab’s am 13. Juli eine um­
fangreiche Provokation aus Miami. Die 
Meldungen hierzu nahmen in den bun­
desdeutschen Zeitungen naturgemäß 
den doppelten Umfang wie die Meldun­
gen zu den Wahlen ein. Gemeldet wurde 
der Zusammenstoß eines Bootes der cu- 
banischeri Küstenwache mit dem Flagg­
schiff einer Bootsflotte aus Miami. Tat­
sache ist: Diese „Bootsflotte“ einer ob­
skuren „Brüderschaft“ ehemaliger cu- 
banischer Staatsbürger aus Miami war 
eine großangelegte ^Provokation, die 
mit 6 Flugzeugen, 2 Hubschraubern und 
11 Schiffen den Luftraum bzw. die Ho­
heitsgewässer Cubas vorsätzlich ver­
letzten, um einerseits die cubanischen 
Sicherheitsbehörden zu unüberlegten 
Aktionen zu provozieren und anderer­
seits die jüngsten Migrationsabkom­
men zwischen Cuba und den USA zu tor­
pedieren. Es ist der besonnenen Hal­
tung der cubanischen Küstenwache zu 
verdanken, daß die Situation nicht es­
kaliert ist. DPA meldet am 16.7.95, daß 
die USA offiziell ihr „tiefes Bedauern“ 
über den Zusammenstoß mitgeteilt ha­
ben. Ferner wird der Sprecher des US- 
Außenministeriums, Nicholas Bums, 
mit den Worten zitiert, „die Exilcuba- 
ner seien von der Regierung gewarnt 
worden, das Hoheitsgebiet Cubas zu 
verletzen“.

Bleibt die Überlegung, daß man nur 
jemanden vor etwas warnen kann, des­
sen Vorhaben dem Warner bekannt ist

Heinz-W. Hammer ist Vorsitzender der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Cuba.
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Slums in
Bombay

Indische Dorfbewohner gegen US-Konzerne
Joseph Keve (Bombay) in der Schweizer „WochenZeitung“ (WoZ) vom 28.7.95

Die Opposition gegen die Narmada- 
Staudämme hält an, der Wider­
stand gegen den Tehri-D^mm an 
den Südhängen des Himalaja wächst, 

und nun wollen ein paar tausend Leute 
im indischen Bundesstaat Maharashtra 
partout das Land nicht hergeben, das 
sich US-Untemehmen für den Bau eines 
Gaskraftwerks ausgesucht hatten. Die 
Chancen auf einen Erfolg stehen gut.

Diese Geschichte begann, wie solche 
Geschichten in Indien immer beginnen. 
Multinationale Konzerne entwickeln 
mit den Behörden eines indischen Bun­
desstaates oder mit der Zentralregie­
rung ein Projekt, das selbstverständ­
lich zum Wohle des Landes und ,der Be­
völkerung ist..Sie informieren die Öf­
fentlichkeit erst gar nicht, dann nur zö­
gernd, und erwarten, daß den Bewohne­
rinnen der betroffenen Gebiete ihre Ar­
gumentation einleuchtet. Nach dieser 
Logik sind Projekte wie Staudämme 
und Kraftwerke notwendig, denn die 
Industrialisierung erfordert Energie, 
ohne Energie keine Entwicklung, ohne 
Entwicklung keine Beseitigung der 
Armut. Eine typische Geschichte also, 
und auch der heftige Widerstand, der 
dann einsetzte, war nicht neu. Unty­
pisch ist aber, daß das Projekt noch vor 
Baubeginn scheitern könnte. Und das 
kam so:

Im Juni 1992 unterzeichnete die von 
den drei US-amerikanischen Unterneh­
men Enron Development Corporation, 
Bechtel Enterprises und General Elec- 
tric Capital Corporation gegründete 
Dhabol Power Company (DPC) ein Ab­
kommen mit dem Elektrizitätswerk des 
Bundesstaates Maharashtra (MSEB). 
Dieses Abkommen sieht den Bau eines 
2015-Megawatt-Gaskraftwerks vor, das 
den Strom an MSEB verkauft. Die Re­
gierung .von Maharashtra, dem am 
stärksten industrialisierten indischen 
Bundesstaat, begrüßte das 1,1-Milliar- 
den-Franken-Projekt.

Erst Mitte September 1993 ließ sie in 
der Regionalzeitung Loksatta eine klei­
ne Notiz veröffentlichen: „Ein Energie­
projekt namens Dhabol Power Projekt 
wird in den Dörfern Anjanwel, Veldur 
und Ranvi des Distrikts Guhagarah Tb- 
luka errichtet.“ Daraufhin gründeten 
besorgte Dorfbewohnerinnen ein Ko­
mitee und schrieben an DPC, die Pro-
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vinzverwaltung und die Maharashtra- 
Regierung: Sie wollten wissen, was es 
denn mit diesem Projekt in ihrer Kü­
stenregion auf sich habe. Sie erhielten 
keine Antwort, aber es tauchten in der 
Presse einzelne Informationen auf — 
und mit ihnen wuchs die Sorge der loka­
len Bevölkerung, die nun Versammlun­
gen und Demonstrationen abzuhalten 
begann. Im Umkreis von zwei Kilome­
tern leben 9000 Menschen. Bis heute ist 
nicht bekannt, wie viele Hektar Land 
die Flüssiggastanks und der Generator- 
l)lock einnehmen werden; wie viele 
Piers gebaut werden, an denen die Gas-, 
tanker anlegen werden; .woher das 
Kühlwasser in dieser Region mit ihrem 
großen Trinkwasserproblem bezogen 
wird; und an welcher Stelle das er­
wärmte Kühlwasser und andere Abfäl­
le in die See gelangen — viele Menschen 
leben vom Fischfang. Statt Antworten 
kam die Aufforderung zum Landver­
kauf; die DPC-Agenten gingen bei ihrer. 
Überzeugungsarbeit nicht gerade zim­
perlich vor.

Bis Anfang August 1994 hatten nur 
wenige Bewohnerinnen dem Druck 
nachgegeben — DPC war zu diesem 
Zeitpunkt im Besitz von nur einem 
Viertel des für die erste Bauphase benö­
tigten Landes. Daraufhin drohten die 
Behörden mehrfach mit Zwangsenteig­
nung, vergebens. In einem ihrer ersten 
Briefe hatten die Dörflerinnen ge­
schrieben : „Wir werden das Land auch 
dann nicht hergeben, wenn Gewalt an­
gewandt wird, wir werden uns wider­
setzen, auch wenn es das Leben kostet. 
Das mag man bitte zur Kenntnis neh­
men, und das Projekt soll bitte abgesagt 
werden.“ Auch aus anderen Dörfern der 
Umgebung kamen Protestbriefe. Ende 
Oktober 1994 reisten DPC-Manager und 
Beamte der Maharashtra-Entwick- 
lungsbehörde an, um den Bauzaun zu 
errichten; das ließen sich die Leute 
nicht bieten, am nächsten Thg saßen 189 
im Gefängnis. Die übrigen schleppten 
das Baumaterial weg und kippten drei 
Strommasten um, die auf Land errich­
tet worden waren, welches Dorfbewoh­
nerinnen nicht hergegeben hatten. Im 
Nachbardorf stürzten neun Stromma­
sten. Am 8. November wurden 233 Men­
schen verhaftet (hauptsächlich Frauen), 
am 10. weitere 105. Daraufhin verhäng­

te die Bezirksverwaltung das Ausnah­
merecht; die Regierung schickte eine 
Sondereinheit der Polizei.

Danach war es plötzlich ruhig; in Ma­
harashtra standen Wahlen an, und die 
Kongreßpartei, die zu jener Zeit regier­
te und den Vertrag mit den US-Firmen 
unterschrieben hatte, bangte um Stim­
men. Die Ruhe hielt bis März 1995, dann 
hatte die Kongreßpartei die Wahlen 
verloren. Eine Koalition aus der hindui­
stischen Bharatiya Janata Party (BJP) 
und der Shiv Sena (eine Art indische 
Lega Nord) übernahm die Regierung. 
Als Oppositionspartei hatte BJP den 
Widerstand unterstützt, als Regierungs­
partei stand sie vor einem Problem. Die 
Zentralregierung betreibt eine liberali- 
stische Wirtschaftspolitik, hat den Mul­
tis die Tür weit geöffnet und steht ge­
genüber internationalen Finanzinstitu­
tionen wie Weltbank und Währungs­
fonds in der Pflicht. Angesichts finan­
zieller und anderer Verbindlichkeiten 
würde es schwer werden, gegen die Re­
gierung in Neu-Delhi zu handeln. Der­
art in der Klemme, setzte die Regie­
rung, die Zeit gewinnen wollte, einen 
Prüfungsausschuß ein.

Dies alarmierte die Multis. In einem 
in dieser Form seltenen Statement ließ 
das US-Energieministerjum Anfang 
Juni verlauten, daß viele, wenn nicht 
gar alle von der internationalen Finanz­
welt unterstützten Kraftwerksprojekte 
gefährdet seien, wenn Indien den Ver­
trag zwischen Enron und den Regierun­
gen der Bundesstaaten nicht honoriere. 
Und ebenfalls Anfang Juni warnte der 
gerade in Indien anwesende britische 
Schatzkanzler Kenneth Clarke: Jede 
weitreichende Änderung des DPC-Pro- 
jekts werde „das internationale Ver­
trauen erschüttern und den Investi­
tionsfluß nicht nur nach Maharashtra, 
sondern ins ganze Land beeinträchti­
gen“. Die Zentralregierung war ent­
setzt. Doch die Opposition gab nicht 
nach; auch in den drei kleinen Dörfern 
hatte sich herumgesprochen, daß 
Wachstum und die Expansion energie­
intensiver Industriezweige die Un­
gleichheiten zwischen Reich und Arm, 
zwischen Fabrikanten und Konsumen­
tinnen, zwischen Stadtbewohnerinnen 
und Landbevölkerung noch vergrö­
ßern. Außerdem könne eine Wirtschaft, 
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die auf die extensive Nutzung fossiler 
Energieträger setzt, nicht „sustain- 
able“, nicht nachhaltig sein. Anfang 
Juni marschierten Tausende, darunter 
viele Aktivisten von linken Parteien 
und Führer von 16 Gewerkschaften, aus 
ganz Maharashtra nach Bombay. In der 
dritten Juniwoche kam es im ganzen 
Bundesstaat zu Demonstrationen. Ende 
Juni zogen Mitglieder des Oppose En­
ron Action Committee in jede Stadt, in 
jedes Dorf des Bundesstaates und infor­
mierten die Bevölkerung.

Ende Juni meldete die indische Eco- 
nomic Times, daß der Prüfungsaus­
schuß eine Ablehnung des Projekts 
ohne Entschädigung der DPC (die Fir­
ma will nach eigenen Angaben bereits 
300 Millionen Franken investiert ha­
ben) und eine Rückgabe des requirier­
ten Landes empfehle. Der Bericht blieb 
aber in der Schublade; die Zentralregie­
rung, so heißt es, habe ihren Druck ver­
stärkt, Maharashtras Chefminister 
Manohar Joshi setze auf Zeit. Anfang 
Juli errichtete DCP nach einem Bericht 
der Times of India über ihrem Stück 
Land ein riesiges Druckluft zelt, damit 
die Bauarbeiten trotz Monsun beginnen 
können. Die Veröffentlichung des Prü­
fungsausschußberichts wurde danach 
auf Mitte Juli angesetzt, aber bis heute 
verschoben.

Immerhin: Derzeit lernen die multi­
nationalen Konzerne und die Zentral- 
und die Staatsregierungen, daß Ge­
heimabkommen wenig besagen, solan­
ge die Bevölkerung nicht zustimmt. Das 
Dhabol-Kraftwerk wäre nicht das erste 
Projekt, das auf der Strecke bliebe. 
Ausdauernder Widerstand der lokalen 
Bevölkerung verhindert seit zehn Jah­
ren die Fertigstellung der Nylonfabrik 
von Thapar Du Pond in Karim, Goa 
(Projektkosten: 250 Millionen Fran­
ken). örtliche Opposition führte dazu, 
daß ein Stahlwerk in Mangalore (Pro­
jektkosten: eine Milliarde Franken) 
noch im Planungsstadium aufgegeben 
wurde. Und laufende Proteste stoppen 
seit 1992 den Bau einer zehn Millionen 
Franken teuren Fischfarm zur Zucht 
von Riesengarnelen im Chilika-See 
Bundesstaat Orissa.

Das US-Kraftwerksprojekt von Dha­
bol befände sich also in guter Gesell­
schaft.
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Wahlauftakt zur Duma in Rußland
Auszüge aus einer Arbeit Prof. Ernst Laboors zur Entwicklung in Rußland vor den Dumawahlen

Seit dem Frühjahr 1995, seit es si­
cher scheint, daß zu Jahresende 
allgemeine Wahlen stattfinden 
werden, gruppieren sich die politischen 

Kräfte in Rußland neu.

Präsident Jelzins Hausmacht

Präsident Boris Jelzin hat sich eine 
Machtstellung bisher nicht gekannter 
Fülle geschaffen. Er verfügt über einen 
Apparat, der seinem Umfang nach 
selbst den des Zentralkomitees der 
KPdSU übersteigt. Seine Sicherheits­
strukturen sind weit über das Maß der 
persönlichen Sicherheit ausgedehnt, 
und der Präsident gebietet über ihm 
eigens unterstellte bewaffnete Forma­
tionen. Er hat von der Zentrale bis in die 
Regionen ein an feudale Gepflogenhei­
ten erinnerndes System persönlicher 
Abhängigkeiten geschaffen, das eine 
eigene, von Wahlen und Parteieinflüs­
sen, aber auch von der Regierung unab­
hängige präsidiale Struktur der Lei­
tung des Landes darstellt. Allein der 
Präsident ernennt und entläßt je nach 
Wohlverhalten die Mitglieder des Si­
cherheitsrates der Russischen Födera­
tion. Das ist ein zusätzliches staatliches 
Leitungsorgan, das die Verfassung gar 
nicht vorsieht, inzwischen aber mit er­
heblicher Machtfülle ausgestattet ist. 
Der Präsident entscheidet über Beru­
fung und Entlassung des Ministerpräsi­
denten und der Minister. Er hat seine 
Vertreter in den Regionen, die dort gro­
ßen Einfluß ausüben. Falls die Staats­
duma, die ohnehin in ihrem Machtbe­
fugnis begrenzt ist, doch ihm nicht ge­
nehme Gesetze auf den Weg bringen 
wollte oder seine Gesetzesvorlagen ab­
lehnt, entmachtet der Präsident die Le­
gislative faktisch und regiert mit Erlas­
sen.

Die bevorstehenden Wahlen, so wich­
tig sie auch immer sein werden, können 
kaum den Kurs bestimmen, auf dem das 
Land künftig geführt wird. Die Rich­
tungsentscheidung über die Beibehal­
tung der bisherigen Regierungspolitik 
oder über eine wie auch immer geartete 
Änderung fällt letzlich mit der Präsi­
dentenwahl 1996. Die Parlamentswah­
len werden das Vorspiel als Ausdruck 
des politischen Kräfteverhältnisses, als 
Stimmungsbarometer und als Startba­
sis für den Kampf ums Präsidentenamt.

Die Ergebnisse der 
Regierungspolitik
Die Regierung war außerstande, dem 
Land seit der Ablösung der Schock-The­
rapeuten um Jegor Gajdar Stabilität zu 
bringen. Sie bot und bietet zur Privati­
sierung des staatlichen Eigentums an 
Produktionsmitteln zu Lasten der über­
großen Mehrheit der Bevölkerung kei­
ne Alternative. Während ihrer Amtstä­
tigkeit hat sich die soziale Differenzie­
rung in eine Oberschicht von_ Reichen 
und Superreichen an dem einen Pol und 
Massenarmut am anderen beschleunigt 
fortgesetzt. Ihre Wirtschaftspolitik hat 
den Niedergang der industriellen und 
landwirtschaftlichen Produktion nicht 
auf gehalten, ihre Finanzpolitik nicht 
den Verfall des Rubel. Immer öfter grif­
fen die Massen örtlich und regional zu 
Streiks, um die Auszahlung ihrer oft 
Monate ausstehenden Arbeitsentgelte 
zu erkämpfen. Zu gesamtrussischen So­
lidaritätsaktionen kam es nicht. Die 
Regierung hat ihre Verpflichtung zur 
Besserung der sozialen Lage nicht er­
füllt. Das. Ansehen der Regierung be­

wegt sich angesichts der riesigen unge­
lösten Probleme auf einen Tiefpunkt zu.

Verschärfung der 
Machtkämpfe
In der russischen Oberschicht sind 
scharfe Auseinandersetzungen im Gan­
ge. Die Konfliktlinien sind vielfältig 
und auf verschiedenste Weise miteinan­
der verknüpft. Führt man sie aufs We­
sentliche zurück, sind drei miteinander 
verbundene, jedoch selbständige Ebe­
nen auszumachen.

Erstens steht jenen, die an den Schalt­
hebeln der Macht sitzen, die Phalanx 
derer gegenüber, die beim Regierungs­
wechsel von ihrer Handhabung zu eige­
nen Gunsten verdrängt worden sind 
oder in ihrer eigenen Sicht an ihr nur 
noch ungenügend teilhaben können, 
und derer, die zu spät gekommen sind, 
weil sie erst nach der Verteilung der ein­

Nowgorod, 1992.

flußreichsten Posten Reichtum und 
Macht in Wirtschaft und Finanzgeschäft 
erlangt haben. Diese Kräfte um den 
Wahlblock von 1993 (Rußlands Wahl, 
Jabloko, Partei der Wirtschaftsfreiheit 
und einige Unternehmerverbände) kön­
nen keine prinzipielle Alternative auf­
weisen.

Zweitens wird erbittert um die Aneig­
nung des Staatseigentums in der zwei­
ten Phase der Privatisierung gerungen. 
Zu den Objekten der Begierde gehören 
Wirtschaftsgiganten im Rohstoff- und 
Energiebereich, im Maschinenbau und 
in der Rüstungsproduktion. Hier berüh­
ren und überschneiden sich die Interes­
sen von Großbanken und Finanzgrup­
pen, des Korps der Direktoren und Ma­
nager, von denen die einen in den Kreis 
der „neuen Russen“ eintreten, andere 
aber einen staatlichen Sektor ihres 
Wirtschaftsblocks erhalten wollen. Ne­
ben einer Lobby der verschiedenen In­
teressengruppen haben sich die konkur­
rierenden Gruppen Interessenvertre­
tungen in verschiedenen Unternehmer­
organisationen mit parteilichem Cha­
raktergeschaffen.

Schließlich tobt drittens der Kampf 
um die Neuverteilung des bereits in der 
ersten Phase privatisierten- staatlichen 
Eigentums. Das Verhältnis zwischen 

den verschiedenen Kapitalinteresseh- 
gruppen unterliegt ständiger Verände­
rung. Beispielhaft für das Ineinander- 
Verflochtensein der drei Konfliktebe­
nen waren die seit Herbst 1994 schwe­
lenden Auseinandersetzungen zwischen 
Jelzin und dem Moskauer Oberbürger­
meister Jurij Lushkow, die im Frühjahr 
1995 eskalierten und mit dem Rücktritt 
Lushkows endeten. Mit der.Besetzung 
der Moskauer Most-Bank, die bis dahin 
die profitträchtigen Konten der Mos­
kauer Stadtregierung ‘ geführt hatte, 
demonstrierte Jelzin Macht und erreich­
te Einschüchterung. Die Most-Gruppe 
hatte eine Niederlage erlitten, der kon­
kurrierende „Achtfüßler“, eine Gruppe 
von acht mächtigen Banken mit Sitz in 
der Hauptstadt, hatte mit der Hilfe des 
Sicherheitsapparates Jelzins einen 
wichtigen Sieg im Kampf um die Vertei­
lung des Eigentums errungen.

Aus der Vielzahl der sich überschnei­
denden Beziehungen und Konflikte las­

sen sich Grundlinien er-
kennen.

Die erste betrifft den 
Kampf zweier Finanzim­
perien um Einfluß in Po­
litik und Wirtschaft. Den 
hat der „Achtfüßler“ 
vorerst gewonnen.

Im „demokratischen 
Lager“ vollzogen sich 
grundlegende Verände­
rungen. Einig war es sich 
nur im Kampf gegen die 
KPdSU. Nachdem diese 
von der Macht verdrängt 
war, verlor die Bewe­
gung Demokratisches 
Rußland ihr einigendes 
Band. Sie zerfiel in drei 
Gruppen: Bewegung
Demokratisches Ruß­
land, Partei, der Russi­
schen Einheit und Ein­
tracht und Wahl Ruß­
lands. Aus ihr heraus 
gründete Gajdar die Par­
tei Rußlands Demokrati­
sche Wahl. Offener 
Kampf wurde um den 
Krieg in Tschetschenien 
geführt, Kritik an Jelzin

Foto:af/mz wurde offen vorgetra­
gen. Die Partei der Rus­

sischen Einheit und Eintracht war hilf- 
und initiativlos, unterstützte mehr oder 
weniger die Regierung.

Das Parteienprofil 
erweitert sich
Inzwischen entstanden weitere neue 
Parteien und Gruppierungen. Über 235 
Organisationen haben gegenwärtig das 
Recht, Kandidaten aufzustellen.

Umfragen deuten auf Wahlenthaltun­
gen — bis zu 60% der Bevölkerung — 
hin. Viele sehen im Verlust der Unions­
gestalt und des einheitlichen Wirt- 
schaftsraumes die Ursachen für die 
schroffe Verschlechterung ihrer Lage. 
Millionen Russen sind über Nacht zu 
Ausländem geworden. Nationale Kon­
flikte bedrohen die Menschen. Die 
Stimmungen reichen von der Unterstüt­
zung der Regierungspolitik, die auf eine 
Integration im Rahmen der GUS gerich­
tet ist, bis zu nostalgischen Fofderun- 

. gen nach Wiedererrichtung der UdSSR. 
Wladimir Shirinowskis Liberal-Demo­
kratische Partei Rußlands propagiert 
nach wie vor einen Staat in den Grenzen 
der weitesten Ausdehnung des Zaren­
reiches. Mehrere national-patriotische 
Organisationen favorisieren den Zu­

sammenschluß der drei slawischen Völ­
ker.

Die bisher existierende sozialdemo­
kratische Partei erwies sich als ungeeig­
net für die Regierenden. Nachgedacht 
wurde über eine „linke“ Partei, die 
Stimmen im linken Sektor fangen 
kann. Eine „hoffähige“ Opposition mit 
sozialdemokratischer Maske. „Demo­
kraten“ wie Popow, Sobtschak, auch 
Ex-Marschall Schaposchnikow und 
Gorbatschow (ohne einzutreten) wur­
den zu sozialdemokratischen Symbol­
trägem aufgebaut. Es stellte sich aber 
kein Erfolg ein. Auch A. Jakowlew, 
einst Gorbatschows Vertrauter, später 
Intimfreund Jelzins, gründete eine Par­
tei der sozialen Demokratie. Aber auch 
diese Partei fand bisher wenig Anhän­
ger.

Seit April 1995 geht nun die Rede um 
die Schaffung zweier neuer Wahl­
blöcke. Jelzin ließ verlauten, er habe 
Tschernomyrdin und Dumasprecher 
Rybkin mit der Bildung dieser Wahl­
vereinigungen beauftragt; Am 12.5. trat 
der Gründungskongreß des neuen Wahl­
blocks Tschernomyrdins zusammen: 
Unser-Haus-Rußland. Die Mehrheit der 
Teilnehmer fand sich auf Grund von 
Regierungsanweisungen ein. Neue Kon­
zepte hatte der Kongreß nicht zu bieten. 
Er offerierte die bisherige Regierungs­
politik als Grundlage. Aber seine Vor­
teile sind eindeutig: Unterstützung 
durch den zentralen und regionalen Ap­
parat; er verfügt über riesige Finanz­
mittel; Kontrolle über die wichtigsten 
Massenmedien.

Das kann ein Versuch sein, amerika­
nische Verhältnisse zu schaffen, d.h. ein 
Zwei-Parteien-System durchzusetzen. 
Der Kampf zwischen Unser-Haus-Ruß- 
land und Rußlands Wahl wird aber die 
Auseinandersetzung in den führenden 
Kreisen bestimmen.

Die Lage am linken Rand 
des Parteienspektrums
Die linke, zentristische und nationalpa­
triotische Front ist zerstritten. Durch­
geführte Aktionen blieben bisher ohne 
Ergebnis (z. B. die Erklärung, gemeinsa­
me Kandidaten aufstellen zu wollen). 
Die Frist zur Registrierung von Wahl­
vereinigungen ist am 17. Juni verstri­
chen: Es wird keinen linken, zentristi- 
schen, nationalpatriotischen Wahl­
block geben. Die KP Rußlands und die 
Agrarpartei werden mit eigenen Kandi­
daten äntreten. Wie die andere Opposi­
tion ist auch die linke Bewegung un­
eins. Einige „traditionelle“ Gruppen 
wollen einen Wahlboykott. Die KP der 
Russischen Föderation hat am 27. Mai 
einen Wahlblock mit der staatspatrioti­
schen Vereinigung Geistiges Erbe (eine 
Vereinigung von 500 Intellektuellen) 
gebildet. Die KPRF strebt eine Regie­
rung des Volksvertrauens an. Sie soll 
eine breite Koalition linker Parteien, 
und Gruppen repräsentieren. Umfrage­
ergebnisse verlautbaren, daß die Zahl 
der Wählerstimmen, die die Blöcke 
Tschernomyrdins und Rybkins zusam­
men erhalten können, „etwa der Stim­
menzahl gleich sein kann, die die KPRF 
G. Sjuganows erreichen wird“. Interes­
sant ist, daß Nikolai Ryshkow, letzter 
Ministerpräsident der UdSSR, in die 
Politik zurückkehrte. Er arbeitet für 
die KPRF in den Regionen, weil dort 
der Wahlausgang evtl, entschieden wird.

Prof. Laboor ist Mitglied derFrie­
den und internationale Politik beim 
PDS-Vorstand.
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Gesamtmetall hakt nach ERKLÄRUNG DER IG METALL

Fällt der freie Samstag ? Der Samstag darf nicht 
Regelarbeitstag werden!

Bundesweit machen die Automobil­
konzerne Druck, um in den ver­
schiedenen Betrieben den Samstag 
als normalen Arbeitstag in betriebli­

chen Vereinbarungen festzuschreiben.
Was Gesamtmetall im Thrifkampf 

1995 nicht erreicht hat, soll jetzt nach­
geholt werden: Ausgleich der zusätzli­
chen Kosten wegen der Arbeitszeitver­
kürzung ab 1.10.1995 durch flexible 
Arbeitszeiten und durch direkte Lohn­
kürzungen.

Zum Beispiel macht Opel Investitio­
nen in Höhe von 6,2 Milliarden DM da­
von abhängig, daß Betriebsräte einer 
schwankenden Wochenarbeitszeit zwi­
schen 30 und 40 Stunden zustimmen. 
Damit sollen nicht nur saisonale Spit­
zen, sondern auch Modell-Zyklen be­
rücksichtigt werden.

Mercedes-Benz hat für das Werk Ra­
statt schon die regelmäßige Samstags­
arbeit vereinbart. Bei Bosch in Ans- 
bach-Brodswinden und Hildesheim ist 
für Tbile der Fertigung der’Samstag ein 
Regelarbeitstag.

Das gleiche gilt für BMW in Regens­
burg. Diese Liste von „Sündenfällen“ 
ließe sich fortsetzen.

Das reicht dem Arbeitgeberlager aber 
bei weitem noch nicht,'denn tarifver- 
traglich haben IG Metall und Betriebs­
räte noch eine starke Position. Der Man­
teltarifvertrag der IG Metall bestimmt 
ausdrücklich in § 7.5.2: „Soll der Sams­
tag im übrigen für einzelne Beschäftigte 
oder für bestimmte Beschäftigtengrup­
pen in die Verteilung der regelmäßigen 
Arbeitszeit einbezogen werden, so be­
darf dies der Zustimmung des Betriebs­
rats, die nicht durch den Spruch der Ei­
nigungsstelle ersetzt werden kann“.

Deshalb macht Gesamtmetall Druck. 
Die entscheidende Frage ist, wie weit 
die Verfügungsgewalt der Unterneh­
mer über die Lohnarbeiter geht. Ein­
brüche sind Gesamtmetall bisher in der 
Frage der Samstagsarbeit gelungen, ge­
fallen ist die Festung aber noch nicht. 
Die Belegschaften leisten hartnäckig 
Widerstand gegen erzwungene Sams- 
tägsarbeit und gegen noch weitere Un­
terordnung unter den Geschäftsverlauf.

Unbenommen davon wird tatsächlich 
samstags in Sonderschichten gearbei­
tet, zum Beispiel bei Mercedes-Benz 
Sindelfingen und bei Audi Neckarsulm. 
Diese Sonderschichten werden als 
Überzeit bezahlt und sind zeitlich be­
grenzt.

Was verspricht sich 
Gesamtmetall?
1. Die Automobilkonzeme wollen Über­
zeitzuschläge einsparen. Zur Zeit müs­
sen sie laut Tarifvertrag samstags bis 12 
Uhr bei Überzeit einen Zuschlag von 
mindestens 25 Prozent zahlen, nach 12 
Uhr einen Zuschlag von 50 Prozent.

2. Die Autokonzeme wollen Kapital 
einsparen. Investitionen sollen nicht 
mehr auf die 5-Tage-Woche berechnet 
werden, sondern auf die 6-Thge-Woche. 
Dadurch erhöht sich die Kapazität pro 
Woche und Monat und es muß weniger 
investiert werden.

3. Durch schwankende Arbeitszeit 
unter Einschluß des Wochenendes soll 
der Personalpuffer abgebaut werden. 
Bei Auftragssteigerung soll kurzfristig 
die Wochenarbeitszeit nach oben gefah­
ren werden, bei Auftragsrückgang soll 
das Zeitguthaben abgefeiert werden. 
Im begrenztem Umfang erfolgt dies be­
reits bei Mercedes-Benz und in anderen 
Firmen.

4. Der Konflikt wird im Vorfeld des 
Gewerkschaftstages der IG Metall aus­
getragen. Gesamtmetall erhofft sich 
Entgegenkommen des Vorstandes der 
IG Metall.

Für den nötigen Nachdruck sollen die 
Äußerungen von SPD-Politikern wie 
Scharping 
und Schröder 
sorgen, die 
sich für länge­
re Maschinen­
laufzeiten 
auch am Wo­
chenende 
stark ge­
macht haben.
— (ros)

Die IG Metall Baden-Württemberg 
und Betriebsräte aus den größten 
Werken der Auto- und Zulieferindu­
strie haben dem Samstag als Regel­
arbeitstag eine deutlich Abfuhr er­
teilt. Wir dokumentieren die Erklä­
rung in Auszügen, die am 16.6.1995 
der Presse zuging.

Mit Verkürzung der Arbeitszeit ha­
ben sich die Betriebsnutzungszeit und 
die individuelle regel­
mäßige Arbeitszeit des 
einzelnen Beschäftig­
ten auseinanderent­
wickelt. Dem Drang 
der Unternehmen nach 
Ausdehnung der Be­
triebsnutzungszeiten 
und Erweiterung der • 
Möglichkeiten zur Fle­
xibilisierung der Ar­
beitszeiten wurde 
durch Tarifverträge 
und Betriebs Vereinba­
rungen Rechnung ge­
tragen. Ausdehnung 
der Schichtarbeit, 
Möglichkeit der 4-Th- 
ge-Woche, ungleich­
mäßige Verteilung der 
Arbeitszeit als Mög­
lichkeit der Flexibili­
sierung sind nur einige 
Beispiele dafür.

Von Unternehmens­
seite werden in letzter Zeit jedoch 
weitergehende Zugeständnisse von 
den Beschäftigten abverlangt. Im Zu­
sammenhang mit der Diskussion um 
den Standort Deutschland, der Kon­
kurrenzfähigkeit im internationalen 
Wettbewerb sowie anstehenden Inve­
stitionsentscheidungen werden Be­
triebsräte besonders in der Automo­
bilbranche unter Handlungszwang 
gesetzt.

Die Forderung der Unternehmen, 
den Samstag in die regelmäßige Ar­
beitszeitverteilung miteinzubezie­
hen, wird von uns Betriebsräten in 
der Auto- und Zulieferindustrie Ba­

den-Württemberg abgelehnt.
Das freie Wochenende ist ein Eck­

pfeiler unserer sozialen Zeitordnung 
geworden. Die gesamte Lebenskultur 
(Familienleben, Freizeit, Sport, Hob­
bys ...) orientiert sich auf das freie 
Wochenende. (...)

Wer den Samstag fordert, will indi­
rekt auch über den Sonntag als regel­
mäßigen Arbeitstag verfügen. In ei­
ner Produktion von Montag bis Sams­

Untere fätw J 
hab&is arelM, 4 
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tag können nur am Sonntag die erfor­
derlichen Wartungsarbeiten durchge­
führt werden.

Die Entscheidung gegen das freie 
Wochenende der Menschen darf nicht 
einzelbetrieblichem Geschehen über­
lassen werden, da dies unweigerlich 
eine Kettenreaktion auslöst. Durch 
die Vernetzung der Produktion ist es 
notwendig, daß sich Betriebsräte ge­
meinsam äußern.

Wir fordern deshalb alle Betriebs­
räte der IG Metall in Baden-Württem­
berg auf, sich gegen den Samstag als 
regelmäßigen Arbeitstag auszuspre­
chen.

Böblingen.
Gesehen bei einer 
Demonstration ge­
gen eine Müllver­
brennungsanlage 
im Juli 1995.

WNI Bd A protestiert gegen 
Rattenkarrikatur
Köln. Mit einem Leserbrief wandte sich 
die Kölner WN/BdA gegen eine Kari­
katur aus der Kölnischen Rundschau 
Ende Juli. In dem Brief, der bisher nicht 
veröffentlicht wurde, heißt es: „Es ist 
einfach nicht zu fassen, was sich Ihr Ka­
rikaturist Tbmicek mit der Karikatur 
zum Krieg im ehemaligen Jugoslawien 
(24.7., Seite 4) erlaubte. Nach Fritz 
Hipplers antisemitischem Hetzfilm 
,Der ewige Jude* 1940 wagt es ein deut­
sches Medienorgan doch tatsächlich, 
wiederum Menschen — hier die Serben 
— als Ratten darzustellen. Wir verlan­
gen von Ihrer Chefredaktion eine öf­
fentliche Entschuldigung.“ — (jöd)

PDS zur Becksteinschen 
Kirchenasyl-Variante
München. Nachdem sich die Innenmini­
sterkonferenz vor einiger Zeit auf die 
Abschiebung zahlreicher Flüchtlings­
gruppen geeinigt hat, mimt der für sei­
ne rigide Asylpolitik bekannte bayeri­
sche Innenminister Beckstein jetzt den 
netten Polizisten. Gnädig meint er, daß 
die durchs die Bundesregierung uner­

wünschten Flüchtlinge durch die Kir­
che auf genommen werden dürfen.

Zweifellos ist der Vorschlag Beck­
steins konsequent — er steht in bruchlo­
ser Kontinuität einer Politik der Aus­
höhlung und faktischen Abschaffung 
des Asylrechts. Der Staat ist für die Ab­
schiebung schutzbedürftiger Menschen 
verantwortlich und die Kirchen sollen 
als karitative Hülle für diese menschen­
verachtende Politik funktionalisiert 
werden. Dies ist nicht nur ein Rückzug 
aus der staatlichen Verantwortung, 
dies ist ein zynisches Eingeständnis, 
daß die unerwünschten Flüchtlinge tat­
sächlich des Asyls bedürfen. Kirchen­
asyl bedeutet kein sicheres Bleiberecht, 
vor allem nicht, wenn Kanthers und 
Becksteins Polizisten vor der Tür ste­
hen. Außerdem ist es kein einklagbare* 
Recht, sondern degradiert die Betroffe­
nen zu Bittstellern. Die Zustimmung, 
die von einigen Ausländerbeauftragten 
zu Becksteins Vorstoß zu vernehmen 
ist, ist somit unverständlich, denn die 
gesamte diskriminierende Asylgesetz­
gebung wird damit nicht im mindesten 
angekratzt.

— (Graf von Einsiedel, MdB, aus: 
„Münchener Lokalberichte“)
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HIROSHIMA-TAG 1995

Zahlreiche Aktionen in der Bundesrepublik
Am Wochenende 5./6. August fanden in 
vielen Städten Aktionen zum 50. Jahres* 
tag des Bombenabwurfs auf die japani­
sche Stadt Hiroshima und gegen die fran­
zösischen Atomtest statt.

Auf der Kölner Domplatte fand am 
Sonntag eine Kundgebung statt. Dies 
wurde organisiert durch diverse Unter­
stützerinnen der Kölner Klagemauer, 
durch die Grauen Panther, durch Frie­
densgruppen wie das Kölner Friedens­
forum oder den Arbeitskreis Frieden 
bei den Grünen Köln und viele weitere. 
150 Leute beteiligten sich. Der bekannte 
Kölner Liedermacher Klaus der Geiger 
spielte Lieder. Die Kundgebung war 
Tbil einer mehrtägigen Mahnwache an 
der Klagemauer, wobei abends auch 
Filme zu den Greueln der Atombomben 
gezeigt wurden.

Außer der schon fast als traditionell 
zu bezeichnenden Rede des japanischen 
Überlebenden aus Nagasaki, Herrn Ka­
zuo Soda, hatte die Kundgebung dieses 
Jahr einen sehr aktuellen zweiten

BMW MÜNCHEN

1,5 Millionen D-Mark verjuxt
Wenn ein Manager eine Spritztour 
durchs Oberland macht, müssen schon 
einige PS unterm Arsch jucken.

Beim BMW-Boss Pischetsrieder müssen 
es gleich 627 sein, auch wenn vorne nur 
eine rote Nummer dranhängt. Every- 
thing goes. Peinlich, wenn er dann den 
Karren in den Graben setzt und für 1,5 
Millionen Schrott übrigbleibt.

Aber er trifft ja keinen Armen. BMW 
hat im vergangenen Geschäftsjahr sei­
nen Gewinn um ein Drittel steigern 
können, nämlich auf 697 Millionen. Und 
der Staatsanwalt hat zu guter Letzt ein 
Auge zugedrückt. Eine andere Ge­
schichte ist es, wenn 20 ehemalige KZ- 
Häftlinge aus der Ukraine nach Dachau 
kommen, um an der Befreiungsfeier in 
der KZ-Gedenkstätte teilzunehmen.

Sie wollten, wie sie sagen, sich noch 
einmal vor ihren toten Kameraden ver­
beugen. Sie wurden von verschiedenen 
Organisationen betreut, von Ärzten un­

Schwerpunkt: es geht um die Verhinde­
rung neuer französischer Atomtests auf 
Moruroa. Dazu sprach eine Vertreterin 
der' französischen Friedensbewegung 
(mouvement de la paix), Colette Detre 
aus Kölns französischer Partnerstadt 
Lille. Sie erklärte:

„Diese Entscheidung hat Jacques Chi­
rac vollkommen undemokratisch allein 
getroffen, ohne die Nationalversamm­
lung zu konsultieren — und in vollstän­
diger Verachtung der ganzen Völkerge­
meinschaft ... Die französische Regie­
rung ist isoliert, sowohl durch den inter­
nationalen Druck — ökonomisch und 
politisch — als auch durch den Druck 
der eigenen öffentlichen Meinung. Der 
Augenblick ist günstig — auch wenn wir 
nicht völlig Erfolg haben sollten — um 
doch wenigstens unsere Regierung 
ernsthaft zum Rückzug zu zwingen. Alle 
Initiativen aus Deutschland, die sich an 
die französische Botschaft wenden oder 
direkt per Brief und Fax an den Präsi­
denten, tragen stark dazu bei, den fran­
zösischen Pazifisten zu helfen.“ — (jöd) 

tersucht, mit Medikamenten versorgt — 
kurz, mit großer Gastfreundschaft auf­
genommen. Die Kosten wurden durch 
Spenden gedeckt, aufgebracht vom SZ- 
Leser bis zur christlichen Gruppe.

Die BMW AG wurde auch um Hilfe bei 
dieser Aktion gebeten, nicht ohne 
Grund. In der Nazizeit, als BMW Flug­
motoren für den Krieg herstellte, wur­
den im Werk Allach KZ-Häftlinge aus 
Dachau ausgebeutet. BMW gehört also 
zu den Tätern. Die Chance, nach 50 Jah­
ren den Kopf zu neigen vor den Opfern 
mit einer symbolischen Wiedergutma­
chung, haben die BMW-Bosse vertan. 
Besser fürs Image der weißblauen Mar­
ke ist wohl, in Rennsemmeln den freien 
Bürger rauszulassen. Da muß mal eine 
Bruchlandung drin sein, auch wenn sie 
1,5 Millionen kostet. Aber der Ausritt 
Pischetsrieders hat ungewollt auch 
Symbolwert: Der endgültige Platz Sei­
nesgleichen ist der Schrottplatz der Ge­
schichte. — (aus: „Auf ’ Draht“)

KARLSRUHE

REP- und CDU-Fraktion schäumen
Mit den Stimmen von Grünen, SPD, FDP, 
KAL und ÖDP wurde ein Gemeinderats­
beschluß gefaßt, in Karlsruhe die Aus­
stellung des Hamburger Institut für So­
zialforschung „Vernichtungskrieg — 
Verbrechen der Wehrmacht von 1941 — 
1944“ zu zeigen.

Das Bürgermeisteramt macht sich in ei­
ner als „zurückhaltend“ bezeichneten 
Erklärung zum Fürsprecher „ehemali­
ger Wehrmachtsangehöriger“ und „ih­
rer gefallenen Kameraden“, die durch 
die Ausstellung verletzt oder verun­
glimpft würden. Bender von der CDU 
behauptete aus dem hohlen Bauch, die 
Ausstellung werde einer wissenschaft­
lichen Dokumentation nicht gerecht 
und diskriminiere mit ihrer „einseiti­
gen Darstellung ehemalige Soldaten 
der Wehrmacht. Zudem greife sie Bun­
deswehrangehörige an“ (lt. Amtsblatt 
vom 21.7.95). REP-Gemeinderat Matt 
war mit der CDU einig und wollte der 
Stadt die „widerliche Hetzausstellung“ 
ersparen, die u.a. Wehrmachtgräber 
mit Nazi-Gräbern gleichsetze. Das soll­
te in der Öffentlichkeit wohl so ankom­
men, als habe REP Matt nichts für Nazi- 
Gräber übrig. Der Auftritt von REP 
Matt muß wohl so beeindruckend gewe­
sen sein, daß er wohl wollend im Bericht 
des Amtsblatts vermerkt würde. Die 
Botschaft, daß man sich sowas in der 

CDU für zukünftige Koalitionen merkt, < 
kam an.

Die Rechten schäumen, und mit dem 
Beschluß des Gemeinderates ist das 
letzte Wort in der Sache noch nicht ge­
sprochen. Da die Ausstellung „späte­
stens“ Anfang 1997 (!) gezeigt werden 
soll, bleibt CDU und REP noch genü­
gend Zeit für eine passende Kampagne. 
FDP-Funck hat vorgeschlagen, über die 
Modalitäten der Ausstellung und ein 
„Begleitprogramm“ im Hauptausschuß 
des Gemeinderates zu beraten. Der Lan­
desverband des Bundeswehrverbandes 
hat bereits gegen die Ausstellung pro­
testiert. Die Dokumentation sei einsei­
tig, unehrlich, pauschal verunglimp­
fend. Die Vertreterversammlung der 
Karlsruher CDU hat den Beschluß des 
Gemeinderates als „fatale Fehlent­
scheidung“ bezeichnet, die Legitima­
tion und moralische Grundlage der 
Bundeswehr werde durch die Ausstel­
lung angegriffen. Und das in Zeiten, wo 
man wieder in Richtung Balkan auf­
bricht.

Die Ausstellung des Hamburger Insti­
tutes für Sozialforschung geht den kon­
kreten Verbrechen und Gewalttaten der 
Wehrmacht nach anhand von drei Bei­
spielen: beim Partisanenkrieg in Ser­
bien, bei der Besetzung Weißrußlands 
und beim Vormarsch der 6. Armee auf 
Stalingrad. — (map)

UZ-Pressefest vom
1. bis 3. September in Dortmund
Essen. Vom 1. bis 3. September 1995 
steigt im Dortmunder Revierpark 
Wischlingen das UZ-Pressefest — 
Volksfest der DKP. Die Zeitung der 
DKP lädt alle UZ-Leser, Freunde und 
Sympathisanten herzlich ein. „Es wird 
ein großes Fest der Solidarität mit dem 
sozialistischen Kuba. Unser Fest steht 
im Zeichen der Solidarität mit den ar­
beitenden und arbeitslosen Menschen in 
unserem Land, mit unseren ausländi­
schen Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
— gegen Neofaschismus und Rassis­
mus.“ — (aus: „Lokalberichte Essen“)

Kundgebung gegen 
Polizeiüberfall in Frankfurt
Frankfurt. Trotz massiver Einschüchte­
rungen von Presse, Parteien und Gre­
mien konnte am Samstag dem 5. Au­
gust, 10 lüge nach dem Polizeiüberfall 
auf den Hungerstreik von Kurdinnen 
und Kurden, eine erfolgreiche Kundge­
bung stattfinden. Etwa 400 Menschen 
(siehe nebenstehendes Bild) nahmen 
daran teil und brachten damit ihre Em­
pörung gegen den gewaltsamen Polizei­

eingriff und ihren Willen zum Aus­
druck, Grundrechte wie das Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit zu verteidi­
gen. Die Kundgebung war erst im letz­
ten Moment genehmigt worden, nach­
dem eine Anmeldung durch die PDS ab­
gelehnt wurde, da sie als-Anmelder des 
Hungerstreiks bereits gezeigt hätte, 
Auflagen wie das Verbot des Zeigens 
von Symbolen der PKK ni^ht durchset-

/ 

zen zu können. Angemeldet wurde die 
Kundgebung dann von medico interna­
tional und anderen.

Die Kundgebung wurde getragen von 
einem Bündnis aus verschiedenen In­
itiativen und Einzelpersonen. Redner 
waren Vertreter des Hungerstreikko­
mitees, der Kommunalen Ausländer­
vertretung, der Roma-Union, der IG- 
Medien. Die PDS und die Jusos schick­

ten Grußadressen. Es redete auch Pfar­
rer Stoodt von der Katharinenkirche, 
vor der der Hungerstreik stattgefunden 
hatte. Pfarrer Stoodt ist einer der 
schärfsten Kritiker des Polizeiüberfalls 
und- deshalb bereits ins Kreuzfeuer der 
Medien geraten. Er wie auch die ande­
ren fordern einen Untersuchungsaus­
schuß zu den Vorfällen sowie die Aufhe­
bung des Verbots der PKK. — (udi)
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46. „Tag der Heimat“ des BdV in Berlin
Kundgebung gegen das Fest der ewig Gestrigen

Äm 2. und 3. September 1995 veran­
staltet der „Bund der Vertriebe­
nen“ (BdV) zum 46. Mal seinen all­
jährlichen Berliner „Thg der Heimat“ 

in der Charlottenburger Sömmering 
Sporthalle. Diese Treffen organisiert 
der BdV alljährlich im September und 
Oktober überall in der BRD. Redner 
und Schirmherren stellen dabei stets 
hochrangige Politiker der Regierungs­
parteien CDU/CSU/FDP/SPD. Nach 
dem Münchener sudetendeutschen Ab­
stecher von Bundestagsvizepräsidentin 
Antje Vollmer sind in Zukunft auch die 
Grünen dabei.

Der Schirmherr in Berlin ist seit Jah­
ren der Regierende Bürgermeister 
Eberhard Diepgen. Nachdem in den 
Vorjahren Bundesinnenminister Kan- 
ther (CDU) und Kanzleramtsminister 
Bohl (CDU) die Ansprachen hielten, ist 
in diesem Jahr Dr. Bernhard Vogel 
(CDU), Ministerpräsident von Thürin­
gen, dafür zuständig.

Dieses Jahr steht das Treffen unter 
dem Motto: „50 Jahre Flucht, Deporta­
tion, Vertreibung — Unrecht bleibt Un­
recht“. Dieses Motto, .das für den BdV 
seit jeher Programm ist, fügt sich fünf­
zig Jahre nach der Befreiung vom Fa­
schismus vorzüglich in das revanchisti­
sche Gegeifer der „Selbstbewußten Na­
tion“ ein. Schon rund um den 8. Mai ver­
säumte es kein rechter Politiker, den 
Holocaust und die anderen Verbrechen 
der Deutschen mit der von allen Alliier­
ten und den überfallenen Ländern ge­
meinsam beschlossenen Umsiedlung 
der deutschen Täter gleichzusetzen.

Im Geschichtsbild des BdV und aller 
anderen Vertriebenen-Verbände und 
sogenannten Landsmannschaften exi­
stieren seit jeher nur Deutsche, und die 
wollen dahin zurück, wo sich ihr „Ei­
gentum“ befindet: „in das deutsche 
Reich inclusive der Gebiete östlich der 
Oder-Neiße, des Sudetenlandes und 
deutscher Siedlungsgebiete zwischen 
Ostsee und schwarzem Meer“ (so der 
ehemalige BdV-Vizepräsident Herbert 
Hupka 1984).

Noch sind sie nicht da, 
wo sie hinwollen
Ist der BdV nur eine braune Trachten­
tanzgruppe ohne Raum? Der BdV ist 
eine der mitgliederstärksten, rechten, 
revanchistischen Organisationen in der 
BRD und erhält jährlich mindestens 3,5 
Millionen DM Zuschüsse aus Bundes­
mitteln.

Der BdV, dessen politische Heimat 
vor allem in der CDU/CSU liegt, be­
wegt sich in einer ausgeprägten Braun­
zone hin zu rechtsextremistischen 
Gruppen und Einzelpersonen. So wur­
den in den letzten Jahren immer wieder 
Vertreter Berliner und Brandenburger 
neofaschistischer Organisationen wie 
„Die Nationalen“ und die REPs beim 
„Thg der Heimat“ in Berlin beobachtet, 
die dieses Treffen für ihre Propaganda 
und Vernetzung benutzten. Es ist zu ver­
muten, daß dieses Jahr gerade „Die Na­
tionalen“, als Auffangorganisation für 
mittlerweile verbotene Parteien wie 
die FAP, verstärkt in Aktion treten, da 
sie bei den Wahlen im Herbst für einige 
BWs und für das Abgeordnetenhaus 
kandidieren wollen.

Der BdV entstand 1958 als Nachfolge­
organisation des 1945 zerschlagenen fa­
schistischen „Bund Deutscher Osten“, 
trotz des alliierten Koalitionsverbotes 
für Heimatvertriebene. Der erste Präsi­
dent des BdV war Dr. Hans Krüger 
(CDU), der 1964, nach einem Jahr Amts­

zeit, seinen Hut als Bundesvertriebe- 
nenminister nehmen mußte, weil ihm 
Nazi verbrechen nachgewiesen wurden.

Für den BdVist die Politik 
von gestern die Politik 
für heute und morgen
Der BdV ist ein wichtiger Teil der ost­
expansionistischen Strömung der deut­
schen Außenpolitik. Die ^Fünfte Ko­
lonne“ der aggressiven deutschen Ex­
pansionspolitik seit dem verlorenen 
Eroberungskrieg 1918 in den osteuro­
päischen Staaten waren vor Ort die 
„Vereinigungen der Heimattreuen“ 
und die „Heimatbünde“. Das waren 
chauvinistische Vereinigungen, die als 
deutsche Herrenmenschen ihre Nach­
barn unterwerfen wollten und so die 
idealen Statthalter des deutschen Er­
oberungsdrangs nach Osten waren. Die­
se betrieben ab 1933, durch die Nazis un­
terstützt, verstärkt eine sogenannte 
„Volksgruppenpolitik“. Das Ziel dieser 
Politik war es, mittels Wühl- und Desta­
bilisierungsarbeit in den osteuropäi­
schen Nachbarländern des Deutschen 
Reiches, Territorien „heim ins Reich“ 
zu holen. Unter dem Vorwand, ihre 
„Volksgruppenrechte“ wahrzunehmen, 
stellten sie unannehmbare Forderun­
gen an die jeweiligen Regierungen. Die 
Nichterfüllung dieser Forderungen 
diente dann in der reichsdeutschen Pro­
paganda als Rechtfertigung von deut­
schen Interventionen, Hilfeleistungen 
genannt, in den jeweiligen Ländern. 
Dabei ging es immer um die Abtretung 
der politischen Macht in den betreffen­
den Gebieten an die Repräsentantinnen 
der „Volksdeutschen“.

Das 6-Punkte-Programm
des BdV
In einer der letzten Ausgaben der Deut­
schen Rundschau veröffentlichte Dr. 
Paul Latussek ein 6-Punkte-Forde- 
rungsprogramm an die Bundesregie­
rung. Unter der Bezeichnung „Sozialpo­
litische Aufgaben“ werden dort strate­
gische Vorschläge zur Rückführung des 
„Vertriebeneneigentums“ gemacht. Es 
ist ein klares Programm der Spannung:

1. Ein institutionalisiertes Mitbestim­
mungsrecht der verbliebenen „Volks­
deutschen“ und der „Vertriebenen“ in 
den Ländern, die Umsiedlungsmaßnah­
men durchgeführt haben.

2. Rückkehrrecht für die Vertriebe­
nen.

3. Die Durchsetzung des Anspruches 
auf däs Eigentum in der Heimat.

4. Das Wahlrecht für den deutschen 
Bundestag für die in den ehemaligen 
Ostgebieten lebenden Deutschstämmi­
gen. Nach dem Grundgesetz seien sie als 
Deutsche zu betrachten.

5. Zur Voraussetzung für die Vollmit­
gliedschaft in der EU soll die Zusiche­
rung werden, „die strafrechtliche Er­
mittlung, Verfolgung und Bestrafung 
von Verbrechen gegen die Menschlich­
keit im Zusammenhang mit der Vertrei­
bung der Deutschen und anderer Volks­
gruppen“ zu garantieren.

6. Durchsetzung einklagbarer Volks­
gruppen- und Minderheitsrechte für 
„unsere Landsleute in Ostmitteleuro­
pa“.

Also deutsche Einmischung sowie 
ökonomische und politische Landnah­
me!

Diese Forderungen stehen in der Tra­
dition deutscher Ostexpansion, die mit 
den ideologischen Mitteln eines aggres-

Vertriebenentreffen am 5. September 1994 in Berlin: Drinnen zu sehen waren die 
„Republikaner“ (Bild), draußen die FAP.

siven völkischen Nationalismus durch­
gesetzt werden sollen.

Bei der derzeitigen konservativen 
Hegemonie in der deutschen Politik 
wird der BdV nicht auf taube Ohren sto­
ßen.

Nach dem Wegbrechen der realsoziali­
stischen Staaten ist in Ostmitteleuropa 
ein Machtvakuum entstanden. Nach der 
Wiedergewinnung der • vollen staatli­
chen Souveränität hat Deutschland die 
Macht, es zu füllen. Für die deutsche 
Außenpolitik gewinnt diese Geopolitik 
zunehmend an Bedeutung. Das Konzept 
der Geopolitik beinhaltet das machtpo­
litische Denken in Räumen und Völ­
kern. Seine Ursprünge liegen in der im­
perialistischen Politik Wilhelm II., ent­
scheidende Ausweitungen erfuhr dieses 
Konzept während des NS-Faschismus. 
Heutzutage stehen ökonomische Inter­
essen. im Zeichen des Neoliberalismus 
im Vordergrund. Die Staaten des ehe­
maligen Realsozialistischen Blockes 
werden geopolitisch als unbesetzte 
Wirtschaftsräume begriffen. Unter neo­
liberalem Vorzeichen ist das Wolfsge­
setz des Kapitalismus in Ost- und Mit­
teleuropa weitgehend durchgesetzt, der 
Ostexpansion westdeutscher Unterneh­
men haben die dortigen Ökonomien 
nichts entgegenzusetzen. Ein Osteuropa 
unter deutscher Vorherrschaft.wird ge­
kauft.

BdV als finanzielle Speer­
spitze deutscher Ostpolitik
Zusätzlich investierte die Bundesregie­
rung z.B. über den BdV Jahr für Jahr 
mindestens 40 Millionen DM in „volks­
deutsche“ Projekte vor Ort. Hier wird 
eine deutsche Infrastruktur subventio­
niert, die ganz ausdrücklich nicht den 
ganzen Staaten, sondern nur den soge­
nannten „Volksdeutschen“ vor Ort zu­
gutekommen soll. Die zunächst von den 
deutsch-völkischen Kräften betriebene 
Destabilisierung und Ansiedlung 
Volksdeutscher in Ostmitteleuropa 
schafft deutschen Unternehmen erheb­
liche Marktvorteile. Durch die Volks- 
gi^ippenpolitik, wie sie vom BdV ideo­
logisch vorbereitet und politisch gefor­
dert wird, soll Ostmitteleuropa in klei­
ne, leicht kontrollierbare Einheiten ge­

spalten werden. Viele Kleinstaaten si­
chern die Hegemonie Deutschlands in 
diesem Gebiet.

Ist die Politik der Vertriebenen nicht 
immer eine offizielle Regierungspolitik 
und erkennt sie auch von der BRD abge­
schlossene Verträge nicht an — so sind 
die „Vertriebenen“ und ihre Wühlarbeit 
die Voraussetzung für die heimliche, 
doppelte Außenpolitik der BRD, die sie 
in dieser aggressiven Form noch immer 
nicht offiziell verantworten will. 
Keine öffentlichen Mittel und Räume 
für Kriegstreiber! Gegen ein Europa 
unter deutscher Vorherrschaft! Für in­
ternationale Solidarität statt völki­
scher Kriegstreiberei!

Protest wird vorbereitet
Nachdem nun auch Teile der Grünen die 
Positionen der Vertriebenen faktisch 
anerkannt haben, war die Notwendig­
keit für ein breites Bündnis um so deut­
licher. Verschiedene Berliner Antifa- 
Gruppen haben daher zeitig begonnen, 
Informationen über die Vertriebenen zu 
verteilen. So wird eine hoffentlich gro­
ße Zahl von Demonstrantinnen eben­
falls am 2. September vor der Sömme- 
ringhalle sein. Wir wollen den Vertrie­
benen zeigen, daß sie nicht alleine sind. 
Eine Behinderung ihrer Veranstaltun­
gen sollte das Mindeste sein, was uns zu 
Ihrem Treib en einfällt.

Zur weiteren Mobilisierung konnte 
das Büro von Ulla Jelpke (MdB, PDS) 
gewonnen werden. So wird im Charlot­
tenburger Bürgersaal des Rathauses am 

. 25.8. eine öffentliche Informations- und 
Mobilisierungsveranstaltung stattfin­
den. Dies wurde auch dadurch möglich, 
weil zum Glück die Charlottenburger 
Grünen noch die Notwendigkeit sehen, 
etwas gegen diese Menschen aus der 
Braunzone zu turn. Mit dabei sein wer­
den polnische Antifaschistinnen, die 
das Treiben dieser Revanchisten aus ih­
rer Perspektive schildern werden.

Informationsveranstaltung zum BdV: 
Freitag, 25.8., 19 Uhr Rathaus Charlot- 
tenburg (nahe U-Bahn-Station Richard- 
Wagner-Platz)

aus: AIM-Info, gekürzt — (pes)
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Der verbissene Kampf ums Eigentum
Die PDS und andere verteidigen Rechte der Ostdeutschen Ein Bericht aus Brandenburg

Die Familie S. aus Berlin hat das 
von ihr seit 1965 genutzte Grund­
stück mit Wochenendhaus 1992 
nach massiven Druck der Erbin und 

Grundstückseigentümerin geräumt. 
Sie besaß seit 1965 ein Wochendgrund- 
stück von 1000 Quadratmetern zur Nut­
zung, dessen Eigentümerin in Westber­
lin lebte, und das sie auf Basis einer 
mündlichen Übereinkunft mit der Ge­
meinde erhielt. Sie bezahlte keine 
Pacht, sondern Grundsteuern, schaffte 
auf dem verwilderten Stück Ordnung 
und pflegte es. Über 25 lange Jahre 
nahm niemand Anstoß an dieser Art 
Nutzung. Selbst die Eigentümerin, die 
1973 das Grundstück besichtigte, hat bis 
zu ihrem Tbde 1985 keinerlei Einwände 
gegenüber irgendjemandem geltend ge­
macht. Aber der Gemeinderat vertrö­
stete die Familie S. mit dem Abschluß 
eines ordentlichen schriftlichen Pacht­
oder Nutzungs Vertrages.

Mit der Wende kam — die Erbin des 
Grundstücks. Sie suchte Kontakt zu den
S. und strebte ein Pachtverhältnis an, 
keine Äußerung zur eigenen Nutzung! 
Im Juni 1990 — noch vor der staatlichen 
Vereinigung — erhielten die S. ihren 
Vertrag „über ein staatlich verwaltetes 
bebautes Grundstück“. Auch das Vor­
kaufsrecht nach dem Gesetz der Rege­
lung offener Vermögensfragen wurde 
ins Grundbuch eingetragen.

Aber noch hatte die Familie S. ihre 
Rechnung ohne den Wirt, sprich Erbin, 
gemacht. Denn diese holte sich nach der 
Wende flugs ihren Erbschein, so wie es 
Hunderttausend Alteigentümer und 
Erben praktizierten, die nun nach Jah­

ren des Vergessens sich „erinnerten“ 
und auszogen, ihre Ernte einzufahren, 
für die sie keinen Finger krumm ge­
macht hatten. Die Vereinigung schuf ihr 
(ihnen) Flügel und verlieh zusätzliche 
Kraft: Der erste Schritt bestand im Wi­
derspruch gegen den Nutzungsvertrag. 
Dann die Forderung ans Landsratsamt 
nach Ungültigkeitserklärung des Nut­
zungsvertrages. Die gleiche Person, die 
knappe Zeit zuvor diesen Vertrag aufge­
setzt hatte, nun Amtsleiterin, erklärte 
ihn für ungültig, und die Gemeinde folg­
te gehorsam diesem Beispiel.

Das alles, ohne Rücksprache mit Nut­
zem bzw. dem anderen Vertragspartner 
der Familie S., der Kommunalen Woh­
nungsverwaltung. Auf kaltem Wege 
wurde die Familie abserviert, um Ar­
beit und Geld gebracht. Nun folgte der 
letzte Aufzug: die Droh- und Druckpha­
se, die aus „Hausverbot“, Drohung mit 
Polizei und Staatsanwalt und schließ­
lich Strafanzeige wegen Hausfriedens­
bruch bestand. 1991 stimmte die Fami­
lie S. schließlich vor Gericht einer klei­
nen Abfindung zu, wonach die Erbin 
erklärte, daß der „Rechtsfriede wieder­
hergestellt“ sei.

Das sog. „Modrow-Gesetz“
Es bezeichnet das „Gesetz zum Verkauf 
volkseigener Gebäude“ vom 7.3.1990, 
das die Möglichkeit schuf, Wohn- und 
Gewerbegrundstücke zu kaufen. Viele 
Bürger nutzten es und kauften Grund­
stücke. Allerdings haben seit dem 19.3. 
1990 (am Tag der letzten Volkskammer­

wahl trat das Gesetz in Kraft) geführte 
Verkaufsverhandlungen bisher nicht 
zur Eintragung vieler neuer Eigentü­
mer ins Grundbuch geführt. Wo keine 
Rückübertragungsansprüche gestellt 
wurden, können Land, Kreise und Ge­
meinden die Verkäufe vollziehen.

Der Verband Deutscher Grundstücks­
nutzer (VDGN), der die Interessen von 
nicht weniger als 20000 ostdeutschen 
Datschen- und Eigenheimbesitzem ver­
tritt, ist entschlossen, notfalls bis vor 
das Bundesverfassungsgericht zu ge­
hen, um das Recht durchzusetzen. Das 
erklärte der Präsident des Verbandes 
Eckhart Beleites, nachdem das Berliner 
Landgericht eine Klage gegen den Be­
schluß des Kammergerichtes über die 
Nichtigkeit der Modrow-Kaufverträge 
abgelehnt hat. Es gehe um die Frage, ob 
7000 Berliner Familien, die nach dem 
Gesetz vom 7.3.1990 ihre seit Jahren 
bewohnten Häuser und Grundstücke 
erworben hatten, tatsächlich Eigentü­
mer sind oder nicht. Die vom Landge­
richt ausgesprochene Abweisung der 
Klage „wegen Unzulässigkeit“ könne 
von den Betroffenen nur als „Brüskie­
rung“ empfunden werden, sagte Belei­
tes. Mit der dem VDGN mitgeteilten 
Entscheidung des Landgerichtes bleibt 
die Auffassung des Senats vorerst gül­
tig, wonach alle „Modrow-Kaufverträ­
ge“ mit preisgebundener Verkaufsklau­
sel nichtig und demzufolge die amtli­
chen Widerspruchseintragungen in die 
Grundbücher rechtens sind.

Beleites meinte dazu, daß das „juristi­
sche Winkelzüge sind, die nur dazu die­
nen, die Eigentumsübertragung de fac­

to rückgängig zu machen“. Der Streit 
kann — wie Beleites meint — durchaus 
politisch geregelt werden, worin er üb­
rigens mit der Empfehlung des Senats 
übereinstimmt.

Gesetzesvorlage der PDS 
im Landtag Brandenburg
Die PDS Brandenburg fordert, die Mo­
drow-Verkäufe von 1990 nun endlich zu 
vollziehen. Dazu brachte sie eine Geset­
zesinitiative im Mai 1995 im Landtag 
ein: „Gesetz zur Beschleunigung des 
Verfahrens beim Verkauf landeseige­
ner und kommunaler Grundstücke“. 
Der rechtspolitische Sprecher der PDS 
im Brandenburger Landtag, Stefan 
Ludwig, erklärte dazu: „Wenigstens die 
Fälle, die das Land klären kann, müs­
sen jetzt schnell gelöst werden. Wo 
keine Rückübertragungsansprüche an­
gemeldet wurden, können Land, Kreise 
und Gemeinden fünf Jahre nach den 
Verhandlungen nun endlich die Ver­
käufe vollziehen.“ Zufälle des Jahres 
1990 können sich rechtlich nicht zu La­
sten der Bürger auswirken und anderer­
seits würden hemmende Regelungen 
des Landes geändert. „Die Bürger ha­
ben Anspruch darauf, daß in ihr Leben 
wieder Rechtsicherheit einzieht“. Ge­
rade in Brandenburg, das sozialdemo­
kratisch regiert wird, sollten doch die 
Chancen gut stehen. Denn die SPD si­
cherte in ihrer „Dresdner Erklärung“ 
von 1994 den ostdeutschen Eigentümern 
und Nutzem die Vertretung ihrer Rech- 
tezu. — (abe)

50. Jahrestag der demokratischen Bodenreform
2. September: Gedenkveranstaltung und Konferenz in Kyritz, Mecklenburg

Mit einer Gedenkveranstaltung 
und einer wissenschaftlich-poli­
tischen Konferenz unter dem 
Titel „Die demokratische Bodenreform 

1945/46 im Osten Deutschlands — Ge­
schichte und Gegenwart** wollen Ver­
treterinnen und Vertreter ehemaliger 
LPGs, von LPG-Nachfolgeuntemeh- 
men, von Bauernverbänden und aus 
der PDS am 2. September den 50. 
Jahrestag des Beginns der demokrati­
schen Bodenreform in der mecklenbur­
gischen Ortschaft Kyritz begehen. Die 
Veranstaltung soll zugleich den Wider­
stand gegen die Bonner Agrarpolitik in 
den neuen Ländern, die den alten 
Großagrariern wieder zu ihrem Eigen­
tum verhelfen will, festigen helfen. 
Wir dokumentieren den Kyritzer Auf­
ruf und den des PDS-Bundesvorstan­
des. — (rül)

Aufruf zum 50. Jahrestag
der Bodenreform
Am 2. September 1995 jährt sich zum 
50. Mal der Thg der Bodenreform. Die 
Unterzeichner des Aufrufs nehmen die­
sen Ihg zum Anlaß, um in aller Öffent­
lichkeit darauf aufmerksam zu ma­
chen, daß die Bodenreform im Jahre 
1945 kein Unrecht war.

Im Einigungsvertrag und im Karlsru­
her Urteil wird die Bodenreform nach­
haltig als rechts wirksam verankert. 
Die Bodenreformeigner bewirtschaften 
heute ihr Eigentum in unterschiedli­
chen Eigentumsformen weiter. Die Si­
cherung dieses Eigentums auch nach 

der Vereinigung Deutschlands erfor­
dert die ganze Unterstützung der Öf­
fentlichkeit, der Politik und der Regie­
rungen.

Wir wollen uns am 2. September in 
Kyritz mit allen Interessierten verstän­
digen über
— den historischen Platz der Bodenre­
form,
— die Bodenreform im Prozeß der Her­
stellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands und
— die Privatisierungspolitik der Bun­
desregierung und deren Folgen in Ge­
genwart und Zukunft.

Wir rufen dazu auf, daß sich weitere 
Einzelpersönlichkeiten, Verbände, 
Vereine, Parteien und Einrichtungen 
unserem Vorhaben anschließen!

Kyritz, Juli 1995 

(Es folgen zahlreiche Sprecher von 
LPG-Nachfolgeuntemehmen, frühere 
LPG-Sprecher, und Bauemvertreter / 
innen.
Kontaktadressen:
Bauernverband Prignitz-Ruppin, Led- 
diner Weg 10, 16866 Kyritz, Tbl.
03 39 71 / 5 22 63, Fax: 5 67 46.
Gesellschaftsanalyse und politische 
Bildung e.V, Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin, Tbl. 030/58314221, Fax: 
58314222.

Aufruf des
PDS-Parteivorstandes
Eine Gruppe von Persönlichkeiten aus 
der Prignitz hat aus Anlaß eines halben 

Jahrhunderts Bodenreform für den 2. 
September 1995 nach Kyritz, der Wiege 
der größten Landreform in der deut­
schen Geschichte, elngeladen. Der Bun­
desvorstand unterstützt idiese Initiati­
ve und ruft alle Mitglieder und Sympa­
thisantinnen der PDS zur Tbilnahme an 
den Veranstaltungen. — vom Sympo­
sium bis zum Volksfest — auf. Wir soll­
ten uns einbfingen in die Diskussion 
um die historische Bewertung der Bo­
denreform, um ihre Folgen und um die 
Möglichkeiten ihrer Sicherung unter 
den realkapitalistischen Verhältnis­
sen.

Nicht zufällig steht die Bodenreform 
im Zentrum der politischen Auseinan­
dersetzung. Für die einen war sie unde­
mokratisch-kommunistische Willkür, 
was ihre Rückgängigmachung und da­
mit den Zugriff des Kapitals-West auf 
den Boden-Ost legitimieren soll. Für 
die anderen, zu denen unsere Partei ge­
hört, war die Bodenreform zuallererst 
eine von breiten Schichten der Bevöl­
kerung selbst durchgesetzte Aktion. 
Unmittelbar nach dem verheerendsten 
aller Kriege, in einem zerstörten Land 
des Hungers und des Zustroms Entwur­
zelter aus dem vom deutschen Faschis­
mus verspielten Ostpreußen und Schle­
sien gab die Bodenreform den Mut und 
die materielle Basis für einen Neuan­
fang. 3,3 Millionen Hektar Äcker, Wie­
sen, Weiden und Wälder wurden erfaßt, 
zwei Drittel davon an 560000 Neu­
bauern, Altbauern, Kleinpächter, 
nichtlandwirtschaftliche Arbeiter, An­
gestellte und Dorfhandwerker aufge­
teilt. Familienangehörige einbezogen, 

veränderten sich die Lebensbedingun­
gen von 2 Millionen Menschen. Der pri­
vate Großgrundbesitz hörte auf zu exi­
stieren.

Heute ist die herrschende Politik 
darauf gerichtet, die Bodenreform aus­
zuhöhlen. Das Wahlversprechen der 
CDU von 1990, die Bodenreform nicht 
anzutasten, entpuppt sich als Wahlbe­
trug.
— Das mit Hilfe der SPD verabschie­
dete Ausgleichsleistungsgesetz ermög­
licht den Nachkommen der enteigneten 
Großgrundbesitzer, billig zu Land zu 
kommen, zu Lasten der Landwirte, für 
die dieser Boden jahrzehntelang Arbeit 
und Einkommen sicherte.
— Das derzeitige Thuziehen um die 
Flächenerwerbsverordnung zeigt, daß 
nichts unversucht gelassen wird, die 
bäuerlichen Gemeinschaftsunterneh­
men zu diskriminieren und möglichst 
vom Landerwerb auszuschließen.
— Hunderttausende, die als Nichtbau- 
em Bodenreformeigentum haben, wer­
den zugunsten des Landesfiskus enteig­
net.
— Einst volkseigene Wälder — selbst 
in Naturschutzgebieten — werden pri­
vatisiert.

Alles in allem wird damit der Geist 
des Einigungsvertrages gebrochen und 
die Zukunft der ostdeutschen Land­
wirtschaft gefährdet. Das wollen wir 
nicht zulassen. Hier ist unser Wider­
stand und eine breite Solidarität der 
Bevölkerung vonnöten.
Deshalb kommt am 2. September nach 
Kyritz! _
— (Bundesvorstand der PDS)
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Am 2. August 1995 wurde durch die 4. Straf­
kammer des Amtsgerichtes Dresden die Neu­
auflage des„Wahlfälscher-Prozesses“ in Dres­
den vollzogen. Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe 

hat nach Einspruch durch die Staatsanwaltschaft 
Dresden eine Teilaufhebung des Urteils der 3. Straf­
kammer des Landgerichtes Dresden vom 27. Mai 1993' 
vorgenommen, das die Wahlfälschung als erwiesen 
ansah und den Angeklagten, darunter Hans Modrow, 
Geldstrafen auferlegte, und eine Neuverhandlung . 
verlangt, um die Strafzumessung neu zu verhandeln.

Es sind insgesamt nur vier Prozeßtage vorgesehen.

Offenbar ist Eile geboten; denn andere Prozesse 
stehen an, z. B. der Wahlfälschungsprozeß gegen 
Egon Krenz, in dem Modrow als Zeuge benötigt 
wird.

Das Urteil des Jahres 1993, das den Umständen 
und dem anzuwendenden DDR-Recht Rechnung trug, 
war den Scharfmachern nicht ausreichend. Der Hoff­
nungsträger von 1989 soll politisch weiter diskredi­
tiert werden und mit ihm alle, die für eine historisch 
gerechte Beurteilung der Vergangenheit eintreten.

Der am zweiten Verhandlungstag gehörte Sachver­
ständige Dr. Lapp verärgerte sicher nicht nur die 

Staatsanwaltschaft und das Gericht, als er ein­
schätzte, daß das Urteil von 1993 den Weg zur Ver­
söhnung freigemacht habe und eine härtere Bestra­
fung Modrows nur denen zugute komme, die eine 
Vereinigung des Landes nicht wollen. Der Vorsit­
zende Richter rügte denn auch den Sachverständi­
gen, der nach seiner Ansicht unvertretbare Wertun­
gen vorgenommen hat.

Wir dokumentieren Auszüge aus der Erklärung des 
Ehrenvorsitzenden der PDS, Hans Modrow, vor der
4. Strafkammer des Landgerichtes Dresden zu 
Beginn des neuerlichen Verfahrens. — (abe)

Modrow-Prozeß: Siegerjustiz ohne Ende
Nach dem BGH-Urteil geht es um Strafverschärfung im Prozeß gegen Hans Modrow

Erklärung Hans Modrows
Seit jenem Mai 1989, dem Monat der 
letzten Kommunalwahlen in der DDR, 
sind über sechs Jahre vergangen — Jah­
re, in denen sich historische Verände­
rungen in Dimensionen vollzogen, wie 
sie die Geschichte kaum kannte. Wur­
den diese Entwicklungen von vielen zu­
nächst begrüßt, bejubelt, euphorisch 
aufgenomm'en, so zeigen sich seitdem 
immer häufiger Zweifel darüber, wie 
weit sie zum Besseren für die Mensch­
heitwaren.

Hier einzuordnen ist der Stimmungs­
wandel, der vor allem in den neuen Bun­
desländern angesichts der folgenschwe­
ren Konsequenzen aus.. Anschluß und 
Auslöschung der DDR, bei Nichteinlö­
sung der Worte von den „blühenden 
Landschaften“ und bei Kriminalisie­
rung dieses ’ untergegangenen Staates 
eingesetzt hat. Die sogenannte juristi­
sche Vergangenheitsbewältigung wie 
die strafrechtlich-politische Verfolgung 
..'. gehört ebenso dazu wie Berufsver­
bote, Rentenstrafrecht, Enteignungen 
breiter Bevölkerungskreise, arbeits­
rechtliche Sanktionen und Rufmord­
kampagnen.

Auch im heutigen Prozeß geht es im 
- Wesen der Sache längst nicht mehr um 

Wahlfälschung, sondern um die PDS, 
deren wachsender Einfluß als Vertrete­
rin ostdeutscher Interessen, als Vertre­
terin der sozial Schwachen bekämpft 

* werden soll.

Mit Völkerrecht nicht 
zu vereinbaren
Ich kann nicht umhin, unsere Feststel­
lung aus dem Prozeß von 1993 zu bekräf­
tigen, daß dieses Verfahren keinen 
rechtsstaätlichen Ansprüchen genügt, 
daß dieses Verfahren gegen Politiker 
eines anderen souveränen Staates, mit 
dem völkerrechtlich die Vereinigung 

r vereinbart worden ist, ein politisches 
ist...
. Es wirft ein bezeichnendes Licht auf 
das politische Klima in Deutschland, 
um so mehr, als derselbe BGH es für an­
gebracht hielt, im Vorfeld des 50. Jah­
restages der Befreiung vom faschisti­
schen Joch durch ein Verjährungsurteil 
für den Nazi-Massemmörder ’ Lenigk- 

r Emden offensichtlich endgültig Rechts­
frieden mit den Verbrechen des deut­
schen Faschismus zu schließen.

Ich hatte seinerzeit ... keinen Zwei­
fel daran gelassen, daß ich den Prozeß 
und auch das Urteil für nicht rechtens 
betrachte ... Mit dem Verfahren soll 

. diskreditiert werden, was im Herbst 
1989, am 8. Oktober, hier in Dresden ge­
schah, weil es jenen nicht paßt, die 
Rache und Vergeltung wollen: das Sig­
nal aus Dresden zur Gewaltlosigkeit, 
das mithalf, den Weg zur demokrati- 

< sehen Erneuerung der DDR in ihrem 41. 
Jahr zu ebnen ...

r

Im Mai 1993 wurde hier in diesem Ge­
bäude mit dem Richterspruch ein weite­
res Zeichen gesetzt, ein Zeichen der Ver­
nunft und des Rechtsfriedens. Ich war 
bereit, das mitzutragen, damit endlich 
Rechtsfrieden für die Bürgerinnen und 
Bürger der DDR möglich wird. Deshalb 
gab es von unserer Seite keinen Ein­
spruch gegen das Urteil. Ich bekenne es 
offen, ich habe damals nach dem Urteil 
dieses Gerichtes mein Bild von der bun­
desdeutschen Justiz — geprägt von der 
jahrzehntelangen Verfolgung von Kom­
munisten und anderen linken Kräften 
in der BRD — prüfen müssen. Ich hatte 
ein Gericht erlebt, das nach 17 Verhand­
lungstagen, nach Anhörung von 50 Zeu­
gen erkennbar Vorverständnis von den 
Angeklagten in diesem Prozeß und von 
den Verhältnissen in der DDR präzi­
sierthatte.

In Dresden Signal 
der Versöhnung ‘
Nicht erwartet hatte ich ein Urteil und 
eine Sprache des Gerichts, die -Ver­
ständnis erkennen ließen. Dieses Urteil 
stand nicht in der 150jährigen Tradition 
der deutschen Justiz ... Weil das Ge­
richt ein Signal der Versöhnung gesetzt 
hat. Was darauf folgte, zeigte mir, daß 
höchste Richter des BGH dieses Zeichen 
von Dresden auslöschen wollen. Es- 
bestätigte, daß mein Bild von der bun­
desdeutschen Justiz so falsch nicht war. 
Für mich bleibt die Erkenntnis, es gibt 
in der bundesdeutschen Justiz Juristen, 
die sich vom Gestern gelöst haben, und 
solche, die den kalten Krieg fortsetzen 
wollen.

BGH setzte Zeichen 
der Sieg er Justiz
Das BGH-Urteil, in dem die fünf Karls­
ruher Richter aus der Feme, ohne mich 
überhaupt zu kennen, ohne einen einzi­
gen Zeugen selbst gehört zu haben, auch 
in Unkenntnis der Situation in der DDR 
und ihrer Menschen, ... verlangen, daß 
hier ein schärferes Urteil gesprochen 
wird, löscht damit nicht nur das Signal 
von 1993 aus ... Es setzt ein neues 
Zeichen, ein Zeichen der Siegerjustiz, 
daß der Rachefeldzg gegen ehemalige 
Bürgerinnen und Bürger der DDR fort­
gesetzt werden soll.

Aus meiner Sicht wäre es notwendig, 
die strafrechtlich-politische Verfolgung 
endlich einzustellen, ebenso Schluß zu 
machen mit der Diskriminierung und 
Diskreditierung vieler Menschen im 
Osten Deutschlands.

Nie aus egoistischen Motiven 
gehandelt

Mit der Begründung der Karlsruher 
Richter für ihr Urteil hatte ich aller­
größte Schwierigkeiten ...

Darin wird der Vorwurf erhoben, im 
eigenen beruflichen Interesse und teil­
weise auch aus eigensüchtigen Motiven 
gehandelt zu haben. Ich habe in meinen 
politischen Leben nie aus eigensüchti­
gen, Egoistischen Motiven gehandelt. 
Stets habe ich mich als Arbeiterfunk­
tionär gesehen, mein Leben entspre­
chend eingerichtet und nicht nach Privi­
legien gestrebt.

... Mir Eigensucht, gar Sucht nach 
Privilegien vorwerfen, bedeutet, mich 
in meiner Ehre und Menschenwürde 
verletzen zu wollen.

„Privilegien“ für Millionen 
in der DDR
Natürlich hatte ich in der DDR Privile­
gien, die ich heute nicht mehr habe. Ich 
hatte sie aber nicht allein, sondern hatte 
sie zusammen mit Millionen Bürgerin­
nen und Bürgern unseres Landes:
— Die Miete war bezahlbar,
— ein Arbeitsplatz, wo auch immer, 
war sicher,...
— die gesundheitliche Fürsorge war 
kostenlos,...
— Kultur war für jedermann zugäng­
lich, der Geldbeutel war dafür nicht ent­
scheidend,
— die menschliche Nähe und Gemein­
samkeit, gegenseitige Hilfe und Solida­
rität im Haus schlossen niemanden aus, 
und das will schon was heißen in einem 
Wohnhaus von 40 Mietparteien, in dem 
ich lebte.

DDR-fremd, aber politisch hochmoti­
viert ist auch das Gerede von den SED- 
Wahlen ... Mangelte es den Richtern in 
Karlsruhe an Sachkenntnis ... ? Stets 
waren es Wahlen der Nationalen Front. 
Und ein gutes Wahlergebnis lag im In­
teresse aller Parteien. Warum also die­
ser totale Zuschnitt auf die SED ?. Weil 
die CDU von damals in der CDU von 
heute ist ... Ich möchte mit dieser Fest­
stellung nicht all jene kränken, die aus 
Treue zu den sozialistischen Idealen ... 
den Run auf die Altparteien der BRD 
nicht mitgemacht haben ...

Zu dem vom BGH gemachten Vor­
wurf, eigensüchtige Motive gehabt, sich 
an der wirtschaftlichen Position festge­
klammert zu haben, möchte ich folgen­
des sagen: ... Der Staat DDR— auch die 
SED — haben nie etwas für meine Le­
bens- und Wohnbedingungen bezahlt

Mir wirft der BGH vor, ich hätte mich 
an die Machtstellung geklammert .... 
Auch hier melde ich Widerspruch an: 
Hätte ich denn die Parteiführung kriti­
siert, wenn ich nach Macht und Wohl­
stand gestrebt hätte ? ...

„Ich wollte eine andere DDR“
Ich wollte eine andere DDR, demokra­
tisch erneuert, die wirklich meinen 
Idealen und denen vieler Mitstreiter 
entsprach und wie ich sie mit meiner 
Regierung und dem Zentralen Runden 
Tisch seit dem Herbst 1989 auch ange­
strebt habe.

... Die politische Straf justiz der BRD 
ist nicht das geeignete Mittel zur Ver­
gangenheitsbewältigung ... Wie das 
BGH-Urteil und die anderen Prozesse 
der letzten Zeit zeigen, soll das Instru­
ment der strafrechtlich-politischen 
Strafverfolgung weiter geschärft blei­
ben ... Unter dem Vorwand, diesmal 
das richtig zu machen, was bei der Ver­
folgung der Nazi- und Kriegsverbrecher 
versäumt wurde, setzt die Justiz in der 
politischen Realität das fort, was sie in 
deutschen Landen seit mehr als 150 Jah­
ren getan hat.

Stiftet Heitmann zur 
Rechtsbeugung an ?
Was hinsichtlich der Strafverfolgung 
für die BRD gilt, gilt im besonderen 
Maße für den Freistaat Sachsen. Der 
Aufsichtsherr der Staatsanwaltschaft, 
Justizminister Heitmann, ... hat der 
Öffentlichkeit nicht wenige Proben sei­
nes Denkens gegeben ... zeigte er sich 
Anfang des Jahres ziemlich offen dar­
über enttäuscht, daß die Gefängnisse 
nicht von SED-Funktionären gefüllt 
sind, weshalb er den von Richard von 
Weizsäcker geäußerten Gedanken einer 
Amnestie strikt ablehnte ...

Der Spruch der Karlsruher Richterist 
eindeutig: Modrow soll ein härteres Ur­
teil bekommen! Ich erwarte Ihr Urteil 
ohne Optimismus. Ihr Spielraum ist 
klein. Ich weiß, was kleiner Spielraum 
bedeutet. Nicht nur Parteidisziplin 
schränkt die Entscheidungsfreiheit ein 
... Daß dieser Prozeß hier heute statt­
findet, läßt mich nur ... feststellen: 
Rechtsfrieden, der auf Versöhnung 
baut, soll sich nicht durchsetzen und 
entfalten können ...

Verfolgung und Delegitimierung der 
DDR sollen auf der politischen Tages­
ordnung bleiben.
Quelle und Zwischentitel aus: „Neues 
Deutschland“ 3. August 1995
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Arbeitsgemeinschaften — aber wie?
Zum Satzungsstreit in der PDS über die Rechte von Zusammenschlüssen

Parteiinterne Auseinandersetzun­
gen sind, zumal wenn es um Sat­
zungsfragen geht, gleichzeitig 
aufregend und langweilig. Aufregend, 

weil es dabei immer darum gehen muß, 
die Mitwirkung von Menschen im Par­
teileben einer zwingenden Formvor­
schrift zu unterwerfen, — unangenehme 
Vokabeln für eine unangenehme Sache. 
Langweilig, weil und soweit der kon­
krete politische Stoff fehlt und Argu­
mente von dem Typ „das würde ja be­
deuten, daß ...“ zu uferlosen und un­
durchsichtigen Unterstellungen führen 
können. Undurchsichtiges zu betrach­
ten, langweilt oder nervt.

Wir haben dem Satzungsstreit, den 
der Bundesvorstand der PDS mit einer 
Reihe von Landesarbeitsgemeinschaf­
ten angefangen hat, dennoch drei Seiten 
Platz eingeräumt, einfach weil es erheb­
liche politische Folgen hat, wie die PDS 
ihr Parteileben einrichtet. Die Partei 
steht seit dem letzten Parteitag, auf 
dem das Angebot der Kommunistischen 
Plattform, die Vorstandsarbeit mitzu­
tragen, zurückgewiesen wurde, an 
einem Scheideweg. Noch kann sie sich 
vorwärtsentwickeln zu einer diskursiv 
angelegten Organisation, in der Vielfalt 
und Verschiedenheit von Meinungen 
und Interessen als Quell tragfähiger 
Übereinkünfte begriffen wird. Auf die­
sem durch Programm und Satzung ge­
wiesenen Weg türmen sich aber Hinder­
nisse, alte, weil das traditionelle Leit­
bild einer idealen Vereinheitlichung 
fest sitzt, neue, weil in der politischen 
Praxis der BRD die Parteien gemessen 
werden an dem ‘Grad der Verfügbarkeit 
für die Parteiführungen.

Dokument 1 zeigt: Die PDS hat in 
ihrer Satzung im Punkt „Zusammen­
schlüsse“ eine Schranke gegen gleich­
schaltende Praxis gezogen. Die Mei­
nungsbildung, wie sie in den Parteien 
der BRD gang und gäbe ist, führt in ih­
rem gewöhnlichen Verlauf dazu, daß 
das Minderheiteninteresse, das Minder­
heitenanliegen und besonders die Min­
derheitenmeinung, sobald sie als solche 
festgestellt sind, als „nicht mehrheits­
fähig“ oder „nicht politikfähig“ weg­
fallen. Es gibt dann eine herrschende 
Meinung und langsam leiser werdende 
Nörgler. Die PDS hingegen stützt durch 
ihre Satzung die Fortsetzung des inner­
parteilichen Gespräches.

Zusammenschlüsse sind dazu nötig, 
weil der innerparteiliche Diskurs sich 
im Gespräch von Mensch zu Mensch 
nicht erschöpft. Komplizierte Frage­
stellungen müssen untersucht werden, 
Medien verschiedener Art müssen ein­
gesetzt werden, kurz: wer einer Ansicht 
in einer Partei weiterhelfen will, muß 
sich mit anderen zusammentun, und das 
ermöglicht die Satzung der PDS. Es ist 
aber ein großer Unterschied, ob eine sol­
che Form der Mitwirkung auf dem Pa­
pier eingeräumt wird, oder ob sie im 
Parteileben Platz findet und sich in 
einem langen Zeitraum als gute Tradi­
tion festsetzt. Dies dürfte wohl nur glüc­
ken, wenn für die große Zahl der Mit­
glieder und Freunde der PDS erkenn­
bar wird, daß von den diversen Arbeits­
gemeinschaften interessante Anregun­
gen kommen, und auch, daß ihre offene 
und öffentliche politische Tätigkeit 
eine demokratische Alternative zum 
wilden Geflecht der Bekanntschaften, 
Abhängigkeiten, Beziehungen, Seil­
schaften und Cliquen darstellt, das die 
Realität des Parteilebens auch der PDS 
weithin prägt.

Dokument 2 zeigt, wie weit sich Sat­
zungsvorschrift und Vorstandspolitik 

voneinander entfernen können. Der 
Bundesvorstand der PDS beantragt 
darin bei der Bundesschiedskommis­
sion, festzustellen, daß die Gründung 
von Arbeitsgemeinschaften „Bund 
Westdeutscher Kommunisten in der 
PDS“ und „Bund Westdeutscher Kom­
munisten bei der PDS“ dem Statut der 
PDS widersprechen. Damit wäre den 
betroffenen AGs attestiert worden, daß 
ihre Gründung außerhalb der Satzung 
der PDS erfolgte, d.h., was die PDS be­
trifft: gar nicht. Dieses Vorhaben der 
Auflösung auf kaltem Wege steht in 
scharfeip Kontrast zur Satzungsbestim­
mung (VII, Zusammenschlüsse, Abs. 6).

Die PDS kann danach Arbeitsgemein­
schaften nur das Recht absprechen, als 
Struktur der PDS politisch aufzutre­
ten; die PDS kann das nur durch eine 
2/3 Mehrheit der jeweiligen Gliederung 
tun und sie kann es nur dann tun, wenn 
erhebliche und fortgesetzte Verstöße 
gegen die politischen Grundsätze bzw. 
das Statut der PDS vorliegen. Diesen 
demokratischen Schutzwall versuchte 
der Vorstandsantrag gleichsam zu un­
tertunneln, und zwar in einem auf 
Heimlichkeit angelegten administrati­
ven Verfahren.

Verhalten und Verfahrensweise des 
PDS Bundesvorstandes in dieser Sache 
ist gerade deswegen von Interesse, weil 
es ein praktisches Beispiel des Umgan­
ges einer Mehrheit, die sich durchge­
setzt hat, mit einer Minderheit ist. Es 
zeigt sich, daß dem Vorstand die vielbe­
sungene Streitkultur fehlt. Diese würde 
nämlich verlangen, daß die andere 
Streitpartei als gleichberechtigt aner­
kannt und eine schöpferische Auseinan­
dersetzung geführt wird. Stattdessen 
schwingt sich der Vorstand zum Hüter 
des Gesamtinteresses auf und ruft die 
Schiedskommission an nicht zu einer 
Streitschlichtung, sondern eher wie 
eine Partei-Kontrollkommission, näm­
lich um einen Normenbruch ahnden zu 
lassen. Mit Streitgegnem spricht man. 
Normenbrecher unterbricht man.

Die Schiedsordnung der PDS gibt al­
len Beteiligten auf, sich bis zum endgül­
tigen Abschluß des Verfahrens aller 
Äußerungen zur Sache außerhalb des 
Verfahrens zu enthalten. (Schiedsord­
nung, Zweiter Abschnitt, Satz 6). Diese 
für einen unter gewöhnlichen Umstän­
den ausgebrochenen, offen daliegenden 
Streit vernünftige Regelung kann auch 
seltsame Folgen haben. Weil der Bun­
desvorstand angegriffen hat, ohne 
einen Streit geführt zu haben, d.h. doch 
wohl, ohne bei einer Suche nach einem 
Konsens mit vernünftigen und vertret­
baren Vorschlägen gescheitert zu sein, 
sondern von vornherein auf Kampf aus 
war, konnten die AGs die pauschale 
Kritik, die der Bundesvorstand vor die 
Schiedskommission trug, nicht einmal 
öffentlich erörtern. Eine außerordent­
lich herbe Situation.

Dokument 3 enthält den Spruch der 
Schiedskommission, der aus drei Teilen 
besteht, dem Beschluß, der den Antrag 
des Bundesvorstands als nicht verhan­
delbar zurückweist, zweitens der Be­
gründung und drittens einem Bericht 
über das Ergebnis der Sachverhaltsauf­
klärung, der weitreichende und pau­
schale Aussagen zu den Landes-Arbeits­
gemeinschaften enthält. Es ist zu hof­
fen, daß die Bundesschiedskommission 
diesen Teil ihrer Arbeit nicht als Be­
standteil ihrer Entscheidung sieht. Ent­
scheidungen der Bundesschiedskom­
mission sind nämlich (Schiedsordnung,
6. Abschnitt, Abs. 7): „endgültig“.

Die Vorstellungen über die Wirkungs-
34 .

möglichkeiten von AGs, die in diesem 
Zusammenhang geäußert werden, sind 
für die PDS immerhin so neu, daß nach 
einer ersten groben Sichtung wohl kei­
ne der öffentlich zugänglichen Satzun­
gen von AGs den genannten Auflagen 
entspricht. Dies spricht dann schon da­
für, daß der Tbxt die Grenze zwischen 
der Auslegung der Satzung und der Neu­
schöpfung von Satzungsrecht hier und 
da überschreitet. Man darf gespannt 
sein, welche konkreten Anforderungen 
an Landes-Arbeitsgemeinschaften auf­
grund dieser Aussagen formuliert werden.

Es gibt aber auch Punkte, die über den 
konkreten Fall hinaus Bedeutung ha­
ben und für die Charakterisierung der 
PDS interessant sind. Das wären:
• Wenn es nach der Satzung eindeutig 
das Privileg der 2/3 Mehrheit des Par­
teitages der zuständigen Gliederung ist, 
„Ordnungsmaßnahmen“ gegen Zusam­
menschlüsse zu ergreifen, ist es dann 
denkbar, daß dieses Privileg „hilfswei­
se“ auf den Bundesvorstand übergeht? 
Diese Ausdeutung (in Punkt 4 der Be­
gründung der Feststellung der Bundes­
schiedskommission) ist beunruhigend, 
weil sie die demokratische Ordnung der 
Partei betrifft. Besonders wenn der 
Bundesvorstand unter der Prämisse 
gewählt wurde, „daß nicht alle Strö­
mungen vertreten sein müssen“, ist es 
nicht nur prinzipiell, sondern akut ge­
fährlich, ihm einzureden, er könne 
„hilfsweise“ in die Rechte von Landes­
parteitagen eintreten.
• Was ist gemeint, wenn Arbeitsge­
meinschaften vorgeworfen wird, sie sei­
en „geschlossen“? Arbeitsgemeinschaf­
ten heißen nach der Satzung „Zusam­
menschluß“. Wer sich zusammen­
schließt, hat sich zusammengeschlos­
sen. Auf irgendeine Weise muß es den 
Mitgliedern und Sympathisanten mög­
lich sein, klarzustellen, daß sie einem 
Zusammenschluß nicht angehören, an­
deren, daß sie ihm angehören. Wer hier 
zu viel für Offenheit tun will, erreicht 
das Gegenteil und wird das Prinzip der 
Verantwortlichkeit untergraben. Die 
Satzung schreibt den Zusammenschlüs­
sen ja vor, „offen und öffentlich poli­
tisch tätig“ zu sei. Zu einer offenen (und 
nicht verdeckten) politischen Tätigkeit 
gehört zwingend, daß die Verantwort­
lichkeit klar ist, d.h. daß offen und 
nicht verdeckt ist, wer sie trägt.
• Ein schwieriger Punkt scheint zu
sein, ob Arbeitsgemeinschaften jeman­
den zurückweisen dürfen, der sich ih­
nen anschließen will. Dies ist zunächst 
eine doktrinäre Fragestellung, die sel­
ten praktische Bedeutung hat. Muß 
aber die AG LISA eine voll berechtigte 
Mitarbeit von Männern dulden? Dürf­
ten die Jungen Genossinnen eine Alters­
grenze ziehen? Hier wie immer wären 
gute Bräuche besser als die besten Sat­
zungen. Wenn aber die Realität ist, daß 
ein nach eigenem Verständnis tenden­
ziös angelegter Bundesvorstand die 
Auflösung von Arbeitsgemeinschaften 
betreibt, dann sind die Bräuche erwie­
senermaßen nicht gut. Es müßte einer 
AG unter solchen Bedingungen schon 
möglich sein, Beitrittserklärungen zum 
Zwecke der „feindlichen Übernahme“ 
zurückzuweisen. Daß sich eine AG die 
Überprüfung einer solchen Zurückwei­
sung durch die zuständige Schiedskom­
mission der PDS wird gefallen lassen 
müssen, steht auf einem anderen Blatt, 
praktisch wahrscheinlich so gut wie nie 
aufzuschlagendem Blatt. Es ist aber 
nicht bekanntgeworden, daß irgend­
eine AG einen Beitrittswunsch abge­
lehnt hätte... ' .

• Finanzen. Wenn Arbeitsgemein­
schaften verbrieft ist, „eigenständige 
politische Erklärungen“ abgeben zu 
dürfen und „selbstbestimmt Beziehun­
gen zu anderen politischen Vereinigun­
gen“ entwickeln zu können, dann kann 
die Finanzierung nicht von Beschlüssen 
außerhalb der AG abhängen. Wehn die 
zuständige Parteigliederung aus ir­
gendwelchen Gründen die Arbeit der 
AG nicht finanziell unterstützen kann 
oder auch will — sie muß es nicht! — 
dann muß es der AG freistehen, die von 
ihr für nötig gehaltenen Tätigkeiten 
selbst zu finanzieren. Wenn die Selbst­
finanzierung von Tätigkeiten unterbun­
den wird, wird die Eigenständigkeit po­
litischer Erklärungen und die Selbstbe­
stimmung von Beziehungen ein böser 
Witz.
• Verhältnis einer Vereinigung zur Ge­
samtpartei. Eine Vereinigung, die in ih­
rem Namen die Zughörigkeit zur PDS 
aus weist, bekennt sich durch diese Na­
mensannahme offensichtlich zu den 
Grundsätzen der politischen Program­
matik der Partei und anerkennt ihr Sta­
tut-. Wer einen solchen Schritt tut, hat 
offensichtlich die Absicht, in der Partei 
mitzuwirken. In der besonderen kon­
kreten Situation in den alten Bundes­
ländern wird sich so leicht nicht jemand 
finden, der seine politische Tätigkeit in 
der PDS beginnt. Fast immer handelt es 
sich bei Beitretenden um Menschen, die 
ein Stück persönlicher oder gemeinsa­
mer politischer Praxis einbringen. Es 
wäre außerordentlich unklug, wollte 
die Partei an der Entwicklung und Aus­
dehnung ihrer Tätigkeit, die auf diese 
Weise stattfindet, herummäkeln und 
nur solche Tätigkeiten als Parteitätig­
keiten akzeptieren, die den Mitglieder 
gleichsam neu aufgegeben werden.

Etwas anderes ist, wenn angenom­
men wird, diese oder solche Tätigkeiten 
verstießen gegen die Grundsätze der po­
litischen Programmatik der Partei. 
Aber das muß dann begründet werden. 
Für den Satzungsstreit, der aus dem 
Bundesvorstand heraus mit dem Ziel 
der kalten Vernichtung von Arbeitsge­
meinschaften geführt wurde, ist wich­
tig, daß. ein solches Argument gegen die 
Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften 
bishernicht gefallen ist... — (maf)

Dokument 1: Aus dem Statut der PDS

Abschnitt VII: 
Zusammenschlüsse
(1) Mitglieder und Gruppen der Partei 
haben das Recht, sich in regionalen und 
bundesweiten Zusammenschlüssen zu 
vereinigen, die sich auf der Basis von 
gemeinsamen und spezifischen sozialen 
Interessen, bestimmten politischen 
Themen- und Tätigkeitsfeldern oder 
Weltanschauungen bilden.
(2) Derartige Zusammenschlüsse kön­
nen sich im Rahmen des Parteistatuts 
eine eigene Satzung geben. Sie können 
einen eigenen Namen führen, der ein­
deutig ihre Zugehörigkeit zur PDS aus­
weist. Sie sind prinzipiell offen und öf­
fentlich politisch tätig.
(3) Die politische Tätigkeit der Zusam­
menschlüsse muß sich im Rahmen der 
Grundsätze der politischen Program­
matik der Gesamtpartei bewegen. Sie 
können eigenständige politische Erklä­
rungen in ihrem Namen abgeben und 
selbstbestimmt ihre Beziehungen zu

Fortsetzung nächste Seite oben
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Fortsetzung von S. 13: PDS-Satzung ... 
anderen politischen Vereinigungen 
oder Dachorganisationen auf Grund 
eines Beschlusses ihrer Hauptver­
sammlung und nach Zustimmung dürch- 
den Vorstand der zuständigen Gliede­
rungbeitreten.
(4) Zusammenschlüsse sind keine Glie­
derungen der PDS im Sinne des Statuts. 
Landes- oder bundesweit tätige Zusam­
menschlüsse bringen sich auf allen Ebe­
nen der Parteigliederung unmittelbar 
in den politischen Meinungs- und Wil­
lensbildungsprozeß ein.
(5) Für ihre politische Tätigkeit können 
Zusammenschlüsse im Rahmen der Fi­
nanzplanung der entsprechenden Glie­
derung Mittel beantragen. Die Zusam­
menschlüsse erstellen einen Jahresplan 
über die eigenverantwortliche Verwen­

Dokument 2:

Der Antrag des PDS-Parteivorstands 
an die Bundesschiedskommission

Vor zwei Jahren hat der Bund West­
deutscher Kommunisten (BWK) 
auf einem Bundeskongreß den Be­
schluß gefaßt,.sich an die PDS anzu­

schließen. Dieser Prozeß sollte so ver­
laufen, daß Landesverbände des BWK, 
der in dieser Phase gerade seinen Par­
teienstatus verlor, sich in Form von Ar­
beitsgemeinschaften „BWK in und bei 
der PDS“ konstituieren sollten, sofern 
dies von den jeweiligen PDS-Landes­
verbänden gewünscht sei. Real verläuft 
der Prozeß so, daß einzelne Mitglieder 
des BWK, die gleichzeitig Mitglieder 
der PDS sind, eine Arbeitsgemeinschaft 
„BWK in und bei der PDS“ bilden und 
anschließend über eine Urabstimmung 
des jeweiligen PDS-Landesverbandes 
eine Verschmelzung des Landesverban­
des BWK mit der AG „BWK in und bei 
der PDS“ stattfindet.

Der PDS-Parteivorstand hat nach 
Bekanntwerden dieses Beschlusses im 
April 1993 ein Gespräch mit Sprecherin­
nen. des BWK durchgeführt. Im Ergeb­
nis dieses Gespräches gab es eine Reihe 
offener Fragen. Der Parteivorständ 
vertrat gegen die beabsichtigte Kon­
struktion den Vorbehalt, daß die PDS 
nicht Dachorganisation für verschiede­
ne linke Organisationen sei und daß die 
PDS auch keinen Parteiaufbau in West­
deutschland über ein solches Modell an­
strebt, denn die PDS ist eine Partei mit 
einer eigenen Identität, wie sie in Pro­
gramm, Statut, Wahlprogrammen usw. 
zum Ausdruck kommt.

Dies wurde dem BWK im Mai 1993 
schriftlich übermittelt, jedoch nie be­
antwortet.

Kurz nach dem Gespräch wurde in 
Hamburg die erste AG „BWK in und bei 
der PDS“ konstituiert, die PDS-Lan­
desversammlung formulierte in einem 
Beschluß, daß der Bildung einer solchen 
AG des BWK nichts entgegenstünde.

Zum Ende des Jahres 1994 wurden nun 
in PDS-Landesverbänden (Berlin und 
alle westlichen Landesverbände außer 
Saarland) Arbeitsgemeinschaften des 
BWK gebildet. Teilweise mußten die 
AG-Gründungen wiederholt werden, 
weil sie. nicht dem statutengemäßen 
Verlangen nach Öffentlichkeit entspra­
chen. In einigen westlichen Landesver­
bänden wurde mittlerweile Phase 2 des 
Anschlusses des BWK an die PDS voll­
zogen, nämlich die Verschmelzung des 
BWK-Landesverbandes mit der Ar­
beitsgemeinschaft in der PDS. Dies 
trifft für die Landesverbände Ham­
burg, Baden-Württemberg, Rheinland- 
Pfalz und Niedersachsen zu; in Schles­
wig-Holstein läuft dieser Prozeß zur 
Zeit.

Zum Ende 1994 wurde dem Parteivor­
stand offenkundig, daß es sich um einen 

dung der ihnen zur Verfügung gestell­
ten Mittel. Sie unterliegen der Pflicht 
zur Buchführung und Rechenschaftsle­
gung gegenüber den zuständigen Vor­
ständen und Prüfung durch die Finanz­
revisionskommissionen der PDS.
(6) Zusammenschlüsse, die in ihren Sat­
zungen, Beschlüssen oder ihrem politi­
schen Wirken erheblich und fortgesetzt 
gegen die politischen Grundsätze der 
PDS bzw. deren Statut verstoßen, kann 
durch die Delegiertenkonferenz der je­
weiligen Gliederung mit einer Zwei­
drittelmehrheit der Delegierten das 
Recht abgesprochen werden, als Struk­
tur der PDS politisch aufzutreten. Ge­
gen eine solche Entscheidung haben die 
betroffenen Zusammenschlüsse Wider­
spruchsrecht bei der zuständigen 
Schiedskommission.

regelrechten Vereinigungsprozeß des 
BWK als Gesamtorganisation über die 
Fusion mit Arbeitsgemeinschaften 
BWK in und bei der PDS handelt. Im­
mer weniger wurde die vom BWK selbst 
gestellte Bedingung beachtet, daß die 
AG-Bildung von den Landesverbänden 
der PDS ausdrücklich gewünscht wer­
den sollte. Manche Landesverbände 
wurden einfach vor vollendete Tatsa­
chen gestellt. Es wurde nur noch ge­
fragt, ob es statuarische Bedenken 
gäbe. Eine für einen solchen Prozeß not­
wendige Diskussion um den politischen 
Gehalt einer solchen Verbindung wurde 
nicht geführt und nicht gesucht.

BWKlerlnnen, die'in die PDS eintra­
ten, arbeiten dort konstruktiv und inte­
grativ mit, die Arbeitsgemeinschaften 
aber existieren neben der PDS.

In dieser Zeit erging vom Berliner 
Landesverband eine Bitte um Stellung­
nahme zur Bildung der BWK-AG in Ber­
lin an den Bundesvorstand. Ebenso gab 
es mehrere Anfragen aus westlichen 
Landesverbänden an den Bundesvor­
stand, wobei in der Regel die Frage ge­
stellt wurde, wieweit es möglich ist, 
daß das Vermögen des BWK auf Ar­
beitsgemeinschaften der PDS übertra­
gen werden kann (Baden-Württem­
berg), ob ein GNN-Verlag Eigentum 
einer. PDS-Arbeitsgemeinschaft oder 
sogar eines Landesverbandes werden 
kann (Bayern) und ob zweckgebundene 
Spenden von BWK-Mitgliedem an die 
PDS ausschließlich an BWK-AG zu­
rückgeführt werden dürfen, wie es von 
BWK-Mitgliedem gewünscht wurde 
(Hessen). Aus diesen Gründen richtete 
der Parteivorstand Ende 1994 ein 
Schreiben an die Landesverbände der 
PDS mit der Bitte, den Fusionsprozeß 
bis zu einer Klärung im Parteivorstand 
zu stornieren.

Der Parteivorstand beantragt, von der 
Bundes Schiedskommission festzustel­
len: ~

1. Die Bildung von Arbeitsgemeinschaf­
ten „Bund Westdeutscher Kommuni­
sten (BWK) in der PDS“ und „Bund 
Westdeutscher Kommunisten bei der 
PDS“ sowie die nach der Gründung sol­
cher Arbeitsgemeinschaften durch eine 
einseitige Urabstimmung von den Mit­
gliedern des betreffenden Landesver­
bandes des BWK vorgenommene Ver­
schmelzung von Landesverbänden des 
BWK mit diesen Arbeitsgemeinschaf­
ten widersprechen dem Statut der PDS.

Begründung:
a) Das Statut der PDS billigt allen Mit­
gliedern der PDS auch innerhalb der 
Partei eine sehr weitgehende Vereini­

gungsfreiheit zu. „Mitglieder und Grup­
pen der Partei haben das Recht, sich in 
regionalen und bundesweiten Zusam­
menschlüssen zu vereinigen, die sich 
auf der Basis von gemeinsamen spezifi­
schen sozialen Interessen, bestimmten 
politischen Themen und Tätigkeitsfel­
dern oder Weltanschauungsgemein­
schaften bilden.“ (Statut der PDS, Arti­
kel VII, Absatz 1)

b) Dieses statuarische Recht gilt für 
Mitglieder und Gruppen der PDS. Der 
Beitritt einer bestehenden politischen 
Vereinigung zur PDS ist nicht möglich. 
Analog ist auch die Angliederung einer 
bestehenden politischen Vereinigung 
als Arbeitsgemeinschaft, Interessenge­
meinschaft oder Plattform an die PDS 
oder an eine AG, IG oder Plattform der 
PDS durch das Bundesstatut nicht ge­
deckt.

Aus der Sicht des Parteivorstandes 
deutet bereits die Namensidentität der 
Arbeitsgemeinschaften (AG Bund West­
deutscher Kommunisten) mit dem Na­
men der politischen Organisation 
(Bund Westdeutscher Kommunisten) 
darauf hin, daß es sich tatsächlich bei 
den Gründungen nicht primär um die 
Wahrnehmung des freien Koalitions­
rechts von PDS-Mitgliedern handelt, 
sondern um die Überführung einer an­
deren politischen Organisation in die 
PDS.

c) Erhärtet wird die Auffassung des 
Parteivorstandes dadurch,* daß, nach­
dem „AG Bund Westdeutscher Kommu­
nisten in und bei der PDS“ gegründet 
worden sind, in Landesverbänden des 
BWK eine Urabstimmung durchgeführt 
wird, deren Gegenstand die Überfüh­
rung der Mitglieder des Landesverban­
des des BWK in die betreffende Arbeits­
gemeinschaft der PDS ist. So wird z. B. 
in den Mitteilungen 1/95 des Landes­
vorstandes des BWK Baden-Württem­
berg folgende Urabstimmungsfrage 
publiziert: „Die Mitgliedschaft im bis­
herigen Landesverband Baden-Würt­
temberg des BWK geht über auf die Ar­
beitsgemeinschaft BWK bei der PDS 
Baden-Württemberg.“ Bereits diese 
Fragestellung belegt, daß es sich nicht 
um die Individualentscheidung von 
BWK-Mitgliedem handelt, sich der 
PDS anzuschließen und in einer Ar­
beitsgemeinschaft mitzuarbeiten, son­
dern um einen kollektiven, einseitigen 
Willensakt des BWK. Durch die Urab­
stimmung unter den Mitgliedern des 
BWK wird eine Überführung in die PDS 
vorgenommen, selbst dann, wenn sie es 
ggfs. als Individuen nicht wollen. Das 
ist für Organisationsvereinigungen ty­
pisch, und um eine solche handelt sich 
sich 'aus Sicht des Partei Vorstandes. 
Eine Organisationsvereinigung ist aber 
durch das Statut nicht gedeckt.

Beleg: BWK-Mitteilungen 1/95 Lan­
desvorstand Baden-Württemberg (An­
lage 1)

d) Bei diesem Vorgehen stellt der Lan­
desverband Baden-Württemberg keine 
Ausnahmeerscheinung dar. So heißt es 
in den vom Präsidium der Bundesdele­
giertenkonferenz des BWK herausgege­
benen Materialien zur 14. ordentlichen 
Delegiertenkonferenz des Bundes West­
deutscher Kommunisten (BWK) in der 
Vorbemerkung zur Satzung des BWK: 
„Landesverbände des BWK haben sich 
als Arbeitsgemeinschaften bei/in der 
PDS konstituieren können.“ Hier 
spricht der BWK selbst deutlich aus, um 
was es sich in derTht handelt.

Beleg: Ergebnisse und Materialien 
2/94, Seite 14, Vorbemerkung zur Sat­
zung (Anlage 2)

e) Mit der neuen Satzung des BWK (an­
genommen auf der 15. ordentlichen 
Bundes delegiertenkonferenz am
4. / 5.3.1995) werden oder können solche 
Gliederungen in und bei der PDS Trä­
gerorganisationen der Bundeskonfe­
renz des BWK werden, die u.a. Tätig- 
keits-, Kassen- und Haushaltsberichte 

entgegennimmt und ein Präsidium u: 
einen Vorstand wählt. Daraus ergi 
sich, daß nicht nur BWK-Landesverbä 
de in die PDS überführt wurden, so’ 
dem auch umgekehrt, daß die i 
„BWK in und bei der PDS“ in Formv 
Trägerorganisationen / wieder unt 
dem zentralen Dach des BWK, der Bui 
deskonferenz, vereint werden. Daß d; 
für eine Zustimmung des Parteivo] 
Standes oder aller betroffenen Lande 
verbände nicht vorliegt (nach dem St; 
tut der PDS bedürfen Beitritte zu ein 
Vereinigung oder dem Dachverband de 
Zustimmung des zuständigen Vorstar 
des, Abschnitt VI, Absatz 3), sei nur ar 
Rande erwähnt.

2. Die mit der Überführung der Landet 
verbände des BWK in die PDS entstt 
henden Vermögensregelungen widei 
sprechen der Finanzordnung der PD> 
und dem Parteienfinanzierungsgesetz.

Begründung:
a) In dem bereits zitierten Antrag fü 
eine Urabstimmung der BWK-Mitglie 
der in Baden-Württemberg (Anlage 1 
heißt es: „Das Vermögen des Landes 
verbandes des BWK wird auf die Ar 
beitsgemeinschaft BWK bei der PDJ 
Baden-Württemberg übertragen.“

b) Der Landesschatzmeister der PDJ 
Baden-Württemberg teilt ferner mit 
„Darüber hinaus hat die AG ,BWK‘ be 
mir beantragt, einen Haushaltsplan fü: 
die AG einzustellen, der der Höhe nacl 
den zu erwartenden Spenden der AC 
,BWK‘ entspricht. Diese zweckgebun 
denen Spenden sollen an die AG ,BWK 
weitergeleitet werden und die Spende) 
eine Spendenquittung erhalten.“

Beleg: Schreiben des Landesschatz 
meisters der PDS Baden-Württemberg 
an den Parteivorstand (Anlage 3)

c) Darüber hinaus stehen die Landes 
verbände des BWK, die nun zu Arbeits 
gemeinschaften in und bei der PDS wui 
den, in rechtlichen, dem Bundes vor 
stand nicht weiter bekannten Bindun 
gen und Verpflichtungen gegenüber dei 
GNN-Verlagen, die, wären die „Über 
tragungen“ rechtens, auf die PDS über 
gingen. Diese Auffassung liegt schor 
deshalb nahe, da der Bundesdelegier- 
tenkonferenz des BWK nicht nur die Fi­
nanzberichte und Haushaltsplanungen 
der BWK-Gliederungen, sondern auch 
der GNN-Verlage vorlagen.

Nach Statut und Finanzordnung dei 
PDS sind Arbeitsgemeinschaften keine 
rechtlich selbständigen Gliederungen. 
Ihnen kann kein Vermögen übertragen 
werden, und sie können solches nicht 
bilden. Nach dem Parteienfinanzie 
rungsgesetz ist die Erhebung solchei 
Art „zweckgebundener Spenden“ und 
die Ausstellung von Spendenbescheini­
gungen auf dieser Grundlage rechtswid­
rig.

Auch diese Regelungen erhalten nur 
dann eine Logik, wenn damit die finan­
zielle Tätigkeit und Selbständigkeit 
einer Organisation sichergestellt wer­
den soll, die als Organisation in die PDS 
„überführt“ worden ist.

Der Parteivorstand ist für die Bean­
tragung eines Verfahrens bei der Bun­
desschiedskommission zuständig. Die 
Gründung von Arbeitsgemeinschaften 
„BWK in und bei der PDS“ betrifft meh­
rere Landesverbände. Insofern ist der 
Parteivorstand zuständig und die Bun­
desschiedskommission das entspre­
chende Gremium.

Zusätzlich ist der Parteivorstand vom 
Landesverband Berlin aufgefordert 
worden, eine statuarische Klärung her­
beizuführen.

Der Schatzmeister des Landesverban­
des Baden-Württemberg fordert vorn 
Parteivorstand eine Stellungnahme zu 
den juristischen Problemen. 
Anlagen.

(Berlin, den 23. März 1995-
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Dokument 3:

Schiedskommission beschloß 
in Sachen BWK

Unter der Überschrift „Beschluß 
der Bundesschiedskommission 
vom 11. Juni 1995 zum Antrag 
des Bundesvorstandes der PDS vom 

23. März 1995 in Sachen .Arbeits­
gemeinschaften BWK in und bei der 
PDS'“ dokumentierte der PDS-Presse­
dienst Nr. 26 vom 30.6.1995 den fol­
genden Beschluß der Bundesschieds­
kommission samt Begründung.

Die Bundesschiedskommission stellt 
fest:
Der Antrag des Bundesvorstandes wird 
in der vorliegenden Form aus statuari­
schen und verfahrensrechtlichen Grün­
den als nicht verhandlungsfähig abge­
wiesen.

Begründung:

1. Die Gründung von Arbeitsgemein­
schaften Bund Westdeutscher Kommu­
nisten in und bei der PDS kann nicht 
verallgemeinernd als statutenwidrig 
deklariert werden, obgleich die Satzun­
gen mehrerer Landes-AGen BWK Be­
stimmungen enthalten, die mit dem Sta­
tut der PDS nicht vereinbar sind. Eine 
generalisierende Feststellung hinsicht­
lich aller bereits gegründeten bzw. sich 
noch gründenden „AGen BWK in und 
bei der PDS“ verletzte, auch angesichts 
nicht identischer Abläufe und Satzun­
gen, das Prinzip der Einzelfallprüfung 
und stellte eine unvertretbare Beschä­
digung der im Statut gewährleisteten 
Rechte zur Bildung von Zusammen- . 
Schlüssen dar.

2. Der vorliegende Antrag macht eine 
eindeutige Bestimmung der Verfah- 
rensbeteiligten nicht möglich. Er indu­
ziert de facto zahlreiche parallele 
Schiedsverfahren, in denen der Bundes­
vorstand Antragsteller und die Landes- 
AGen BWK sowie die betroffenen Lan­
desverbände der PDS Antragsgegner 
wären.

3. Ein solches Verfahren würde darüber 
hinaus die Rechte der Verfahrensbetei­
ligten einschränken, da durch die erst­
instanzliche Anrufung der Bundes­
schiedskommission jede Widerspruchs­
möglichkeit ausgeschaltet wäre.

4. „Ordnungsmaßnahmen“ gegen Lan­
desarbeitsgemeinschaften sind zu­
nächst Sache der Landesverbände. Sie 
bedürfen der Einzelfallprüfung. Der po­
litische Handlungsbedarf liegt hier pri­
mär bei den betroffenen PDS-Landes­
verbänden und erst hilfsweise beim 
Bundesvorstand.

• * *

Im Ergebnis der Sachverhaltsaufklä­
rung gelangt die Bundesschiedskom- 
mission zu dem Schluß, daß ein unab- 
weislicher politischer Handlungsbe­
darf in dieser Angelegenheit bei den 
westlichen Landesverbänden besteht. 
Diesen sieht die Bundesschiedskom­
mission in folgendem begründet:

1. Obgleich von einer formalen „Ver­
schmelzung“ der Landes-AG „BWK in 
und bei der PDS“ mit den Landesver­
bänden des BWK nicht generalisierend 
gesprochen werden kann — solche wä­
ren selbstverständlich statutenwidrig, 
— so legen die der Bundesschiedskom­
mission vorliegenden Materialien aus 
den westlichen Landesverbänden doch 
die Annahme nahe, daß die Landesver­
bände des BWK die Initiatoren der Lan­
des-AGen sind, und daß sie sich perso­

nell, programmatisch und organisato­
risch de facto in diese umgewandelt 
bzw. in diesen reorganisiert haben. Dies 
Vorgänge basieren ganz offensichtlich 
auf einer bundesweit realisierten Stra­
tegie des BWK (siehe z.B. Bericht der 
Arbeitsgruppe „Programm der PDS 
und Standort des BWK — Organisa­
tionsprobleme linker Politik“ auf der 
13. BDK des BWK oder die nahezu wort­
gleichen Landessatzungen), die man als 
organisierte Ankoppelung des BWK an 
die PDS und als Reorganisation von 
BWK-Strukturen in den Landesarbeits­
gemeinschaften „BWK in und bei der 
PDS“ bezeichnen kann. Dies erfolgte 
mit dem explizit formulierten Ziel, die 
politische, ideologische und propagan­
distische Arbeit des BWK sowie seine 
publizistischen Projekte auf regionaler 
und Bundesebene fortzuführen.

Dem Beitritt von BWK-Mitgliedem 
und ihrer fraktionellen Organisierung 
in der PDS und in offenen Arbeitsge­
meinschaften bei der PDS kann man po­
litisch ablehnend gegenüberstehen, 
aber dieser Vorgang ist als solcher, im 
Gegensatz zu einer Verschmelzung, 
nicht prinzipiell statutenwidrig. Die 
fraktionelle Organisation sowie Bil­
dung von Zusammenschlüssen zur Ver­
folgung politischer Ziele ist in der PDS 
ausdrücklich gestattet. Das schließt 
selbstverständlich das Recht von Mit­
gliedern ehemaliger anderer linker Or­
ganisationen ein, sich in der PDS zur 
Traditionspflege oder zur Fortführung 
von Arbeits- oder Studienzusammen­
hängen in Zusammenschlüssen zu orga­
nisieren. Das Problem besteht^aber im 
Fall des BWK darin, daß sich allem An­
schein nach seine Mitglieder in Struktu­
ren und Zusammenhänge der PDS bege­
ben, um in diesen BWK-Organisation zu 
rekonstituieren. Die AGen BWK kom­
men durch die Wahrung der völligen or­
ganisatorischen, programmatischen 
und finanziellen Eigenständigkeit einer 
Anlagerung der alten BWK-Organisa- 
tionen an die Landesverbände der PDS 
gleich.

2. Die Prüfung der Satzungen mehrerer 
Landes-AGen BWK ergab, daß es sich 
hier um an die PDS angelagerte, weitge­
hend eigenständige und geschlossene 
politische Vereinigungen handelt, und 
nicht um Zusammenschlüsse im Sinne 
des Statuts der PDS.
-* So konstituieren die Satzungen eine 
Mitgliedschaft in der AG mit allen 
Merkmalen einer eigenständigen Par­
tei- oder Vereinsmitgliedschaft: Ein­
tritt, Ausschluß, Mitgliedsbeiträge etc. 
Das ist aber nach PDS-Statut unzuläs­
sig. Die voll berechtigte Mitarbeit in 
den AGen steht allen Mitgliedern und 
Sympathisanten offen und kann auch 
keinesfalls von einem Mitgliedsbeitrag 
abhängig gemacht werden. Die Mitar­
beit/Mitgliedschaft kann auch nicht 
durch ein Organ der Arbeitsgemein­
schaft verwehrt werden.
♦ Die Mitgliedschaft in der AG wird 
außerdem von der Anerkenntnis der 
Programmatik einer anderen politi­
schen Vereinigung. abhängig gemacht; 
per Satzung wird diese Bindung an die

, im „Standort des BWK in der Pro­
grammdiskussion“ entwickelten Posi­
tionen festgeschrieben. Nicht die PDS-, 
sondern die BWK-Programmatik kon­
stituiert so die inhaltliche Grundlage 
für das Wirken der Mitglieder,
♦ Die Satzung räumt der Mitglieder­
versammlung das Recht ein, über eine 
Verschmelzung mit anderen Parteien (!) 
zu befinden.
♦ In den der Bundesschiedskojnmis- 

sion vorliegenden Satzungen der Lan­
des-AGen BWK wird in der Regel die 
Mitwirkung/Beteiligung an der BWK- 
Bundeskonferenz und deren finanzielle 
Unterstützung fest geschrieben. Nach 
Statut der PDS bedarf aber eine derar­
tige Mitarbeit der Zustimmung des Lan­
desverbandes und ist natürlich also je­
derzeit widerruflich; kann also nicht 
Satzungsinhalt sein.

3. Die der Bundesschiedskommission 
vorliegenden Satzungen, Stellungnah­
men und Berichte legen die Annahme 
nahe, daß es zumindest in einigen Bun­
desländern bei den AGen BWK sich um 
eine organisatorische, personelle und 
programmatische Fortführung der Lan­
desverbände des BWK bzw. um eine Re­
organisation des BWK in Landes-Ar­
beitsgemeinschaften handelt. Einige 
AGen haben in ihren Satzungen explizit 
die Fortführung der Arbeit der BWK- 
Landesverbände sowie ihrer Projekte 
festgeschrieben. Abgesehen davon, daß 
Landesverbände des BWK (z.B. Baden- 
Württemberg, NRW) in Urabstimmun­
gen den Übergang ihrer Mitgliedschaft 
auf die Landes-AG BWK abstimmen lie­
ßen, heißt es z.B. in der Gründungser­
klärung der „AG des BWK-Hessen in 
der PDS Hessen“, daß die „Mitglieder 
des Bundes Westdeutscher Kommuni­
sten (BWK), Landesverband Hessen, ... 
eine Arbeitsgemeinschaft in der Partei 
des Demokratischen » Sozialismus 
(PDS), Landesverband Hessen“ grün­
den. Ferner wird in der „Vorbemerkung 
zur Satzung der BWK-Bundeskonfe- 
renz“ festgestellt: „... Landesverbän­
de des BWK haben sich als Arbeitsge­
meinschaften bei/in der PDS konsti­
tuieren können“.

Die Landes-AGen BWK verpflichten 
sich in ihren Satzungen zur Mitwirkung 
in# der „BWK-Bundeskonferenz“ und 
auch zur Entsendung von Delegierten 
gemäß Satzung der Bundeskonferenz. 
Sie sind gemäß dieser Satzung „Träger­
organisationen“ der Bundeskonferenz.

Die BWK-Bundeskonferenz ist eine 
politische Vereinigung • und als solche 
offensichtlich die Nachfolgerin der 
Bundesdelegiertenkonferenz des BWK: 
„Die ,Bundes-DK‘ gibt sich nun eine 
Satzung, die den Erfordernissen partei­
mäßiger Zusammenarbeit in der PDS 
Rechnung trägt ...“. In der Landessat­
zung Niedersachsen wird die BK auch 
als „BWK-Bundes(delegierten)konfe- 
renz‘^bezeichnet’. Die Bundeskonferenz 
verpflichtet sich hinsichtlich des BWK, 
wie auch die Landes-AGen, per Satzung 
zur programmatischen Kontinuität und 
zur Fortführung der Bildungs- und pu­
blizistischen Tätigkeit des BWK.

Die BWK-Bundeskonferenz ist for­
mal eine Bundesversammlung der Mit­
glieder der Trägerorganisationen. Mit 
der Mitgliedschaft in einer Trägerorga­
nisation (Landes-AG BWK) erwirbt 
man auch die potentielle Mitgliedschaft 
der Bundeskonferenz. Diese wird zu 
einer reellen Mitgliedschaft, wenn die 
entsprechende Trägerorganisation dem 
Mitglied ein Mandat ausstellt, auf wel­
ches aber jedes Mitglied einer Träger­
organisation Anspruch hat.

Somit erscheint die Feststellung un- 
abweislich, daß die Bundeskonferenz 
eine geschlossene politische Vereini­
gung ist, die die Ziele und Organisation 
des BWK auf Bundesebene fortführt. 
Sie ist nur den Mitgliedern der Landes- 
AGen BWK (bzw. anderer Trägerorga­
nisationen) zugänglich.

4. Auch die Finanzregelungen bei der 
Gründung der Landes-AGen BWK sind 
Ausdruck ihres Charakters als weitge­
hend eigen- und selbständiger Organi­
sation. Die den PDS-Landesverbänden 
angelagerten AGen bringen erhebliche 
Finanzmittel als projektbezogene Spen­
den oder AG-Mitgliedsbeiträge von 
Sympathisanten wie PDS-Mitgliedern 

(ermäßigt) auf, die ihnen hundertpro­
zentig wieder für ihre Tätigkeit zur Ver­
fügung stehen sollen. Ihr Einsatz erfolgt 
zum allergrößten Teil für originäre 
BWK-Aktivitäten. Bei diesem Durch­
lauf erhalten diese allerdings die Quali­
tät steuerlich absetzbarer Spenden und < 
Mitgliedsbeiträge für politische Par­
teien. Die sich aus dem Parteiengesetz 
ergebenden staatlichen Zuschüsse auf 
Beiträge und Spenden vereinnahmt ent­
sprechend der Finanzordnung der PDS 
die Bundespartei. Der ganze Vorgang 
erscheint der Bundesschiedskommis­
sion politisch problematisch.

Auch hinsichtlich der Finanzierung 
ihrer Tätigkeit weichen die AGen BWK 

. von der üblichen Regelung für die AGen 
in der PDS ab. Die Erhebung von Mit­
gliedsbeiträgen ist statutenwidrig. 
Auch daß die AG BWK über zweckbe­
stimmte Spenden ihre Tätigkeit finan­
zieren, ohne andere Mittel der Landes­
verbände in Anspruch zu nehmen, un­
terscheidet sie von den sonstigen Ar­
beitsgemeinschaften in der PDS, wel­
che hundertprozentig aus den Haushal­
ten der Landesverbände unabhängig 
vom Spendenaufkommen alimentiert < 
werden.

• Die Einvernahme von zweckbestimm­
ten Spenden ist auch in PDS-Zusam­
menschlüssen durchaus üblich, aller­
dings sollte der Verwendungszweck 
eindeutig projektbezogeh sein. Ausga­
ben der AGen BWK für Projekte auch in 
Fortführung der Landesverbände BWK 
werden dann problematisch, wenn es 
sich hierbei um eine Regelfinanzierung 
(statt Projektfinanzierung) handelt, 
wie verschiedentlich bei Druckkosten­
zuschüssen an die GNN-Verlage. Pro­
blematisch scheint der Bundesschieds­
kommission auch die Finanzierung der 
BWK-Bundeskonferenz durch die Lan­
des-AGen mittels Pauschalzuwendun­
gen. Dies kommt angesichts der Organi­
sationsstruktur der Bundeskonferenz 
der Regelfinanzierung einer relativ 
selbständigen politischen Vereinigung 
nahe, die über die verausgabten^ittel 
öffentlich Rechenschaft ablegt, aber 
vollkommen eigenständig verfügt.

Letztlich bleibt das Problem der Ver­
mögensübertragungen von BWK-Ver- 
mögen auf die Arbeitsgemeinschaften 
„BWK in und bei der PDS“. Die Bundes­
schiedskommission hat keine Anhalts­
punkte, daß solche, obgleich vom BWK 
angestrebt, stattgefunden haben. Sie 
geht davon aus, daß die Landesverbän­
de dies auch zukünftig ausschließen 
werden.

5. Die Bundesschiedskommission sieht 
angesichts der oben aufgeführten Pro­
bleme für die Landesverbände in Sa­
chen AGen BWK politischen und statua­
rischen Handlungsbedarf. Es ist unbe­
dingt dahin zu wirken, daß die Arbeits­
gemeinschaften alle statuarischen An­
forderungen an Zusammenschlüsse in 
und bei der PDS erfüllen. Dabei geht es * 
nicht um eine prinzipielle In-Frage- 
Stellung von Zusammenschlüssen vor­
maliger BWK-Mitglieder, sondern um 
eine eindeutige politisch-organisatori­
sche Trennung von der alten Organisa­
tion. Als ein wichtiger Schritt, um hier 
mehr politische Eindeutigkeit zu schaf­
fen, erscheint die Änderung des Namens 
der Arbeitsgemeinschaften. Der ande- x 
re, neue Name könnte neben der Tradi­
tion, der Herkunft sogleich aber auch 
die Trennung von der alten bzw. fortbe­
stehenden Organisation zum Ausdruck 
bringen, wenn dies von den Mitgliedern 
der Arbeitsgemeinschaften gewollt ist.

aus: PDS-Pressedienst Nr. 26/95, S. 
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Dornenkranz, Stacheldraht — und dann?
Als Homosexueller im KZ — aber das Leiden ging weiter - Von Maxi Wartelsteinei

Eigensinnig ist er, eigenbrötlerisch 
und vereinsamt, eifersüchtig auf 
alle, die jung sind und das Leben 
aus vollen Zügen genießen. Eitel ist er 

und hungrig danach, mehr zu sein, als er 
je war. Ich mag ihn sehr, diesen seit letz­
tem Weihnachten 80jährigen Zausel, 
dessen Ibchter ich sein könnte. ,

Einer wie er hat das Recht dazu, ein 
bißchen eigensinnig zu sein und mitun­
ter auch intolerant und eifersüchtig. 
Wieviele Schwule haben denn die „Pfle­
ge des eigenen Volkstums“ im Dritten 
Reich überlebt? „Rückkehr uner­
wünscht“, stand auf den Einlieferungs­
scheinen dieser „Volksschädlinge“ in 
die Vernichtungslager. 50 Jahre ist das. 
jetzt her, seit Sachsenhausen und dem 
mörderischen Steinbruch im nieder­
schlesischen Groß-Rosen, seit den Ze­
mentsilos in sowjetischer Gefangen­
schaft.

Der Entlassungsschein aus dem KZ, 
in all den Jahren vergilbt und brüchig 
geworden, hat ihm nichts gebracht. Wie 
auch, lag er doch tief unten im Schrank 
versteckt. Schließlich, der sieben Zenti­
meter hohe Winkel, den er am Drillich 
zu tragen hatte, war zu wenig rot, bloß 
rosa.

Rosa, das hieß, in die unterste Ecke 
der Häftlingshierarchle verbannt zu 
sein, einrangiert noch weit hinter 
Juden, Zigeunern und Bibelforschern.

Wer garantiert ihm da hinterher, daß 
ein Homosexueller wirklich als Opfer 
des Faschismus anerkannt und mit 
einer entsprechenden Rente wenigstens 
einigermaßen entschädigt wurde? 
Zwar verschwand 1968 in der DDR der 
Paragraph 175 aus. dem Strafgesetz­
buch. Aber selbst wenn sich der neue ge­
sellschaftliche Wille zur Tbleranz bestä­
tigt hätte, wer garantierte ihm, daß die 
Nachbarn, die Kollegen, die braven 
„Normalen“ nicht mit Steinen nach ihm 
geworfen hätten? Sein Körper ist ohne­
hin wund von all den Steinen. Nie wer­
den die alten Wunden heilen. Bloß keine 
neuen.

Dennoch ging S. das Risiko ein. Er, 
ausgerechnet er, enttarnte sich. Wahr­
scheinlich lag es an der allgemeinen 
Stimmung in den Vor-Wendewochen 
1989: S. jedenfalls schrieb mir spontan 
auf einen Zeitungsaufruf hin, ob es denn 
noch einen überlebenden Träger des 
Rosa Winkels gebe. An einem sonnigen 

Spätsommemachmittag begann unsere 
Freundschaft.

„Nur nicht an 
ein Tabu rühren“

Einem, erfahre ich irgendwann im Ge­
spräch, hat seine Vergangenheit schon 
genützt. Dem Bruder. Zwar verweiger­
te der „diesem Homo“ jeden Kontakt. 
Aber irgendwann hat es S. von der Mut­
ter doch erfahren. Akkurat hatte der 
Bruder in einem Fragebogen die vier­
jährige KZ-Haft von S. vermerkt. Der 
Karriere des Offiziers der Nationalen 
Volksarmee wird es zuträglich gewesen 
sein: Bruder im KZ. Mehr wollte sowie­
so keiner wissen. KZ ist KZ.

Ich nahm S. damals wie einen kleinen 
Jungen an die Hand. Er schämte sich so 
sehr. Wie froh die Kameraden des neu­
gegründeten Interessenverbandes der 
Verfolgten des Naziregimes waren, end­
lich einem wie ihm zu einem bißchen 
Recht zu verhelfen, das konnte er sich 
einfach nicht vorstellen. Wie geht man 
mit solchen Menschen um ?

Am besten schonend. Nur nicht an ein 
Ihbu rühren.

Eines Morgens trifft zusammen mit 
der Morgenzeitung schmucklos der Ren­
tenbescheid ein. Die Buchstaben und 
Zahlen verschwimmen. Wohin jetzt mit 
dieser Freude?

Es war ja nicht nur das Geld, das biß­
chen Geld. Es war die Anerkennung. 
Einer wie er hat seinen Maulwurfgang 
verlassen und gespürt: Ich bin wer! Und 
dann diese Reisen, nach Tunesien, nach 
Marokko, nach Spanien — so eine Ver­
schwendung, wenn das seine Mutter 
wüßte! Auch im achten Jahrzehnt des 
Lebens läßt es sich noch genießen.

Den Alltag bewältigt er, vorbei an al­
ler Schwulenhatz und mit schönster He­
tero-Fassade. Nachher wird er den Sta­
pel Zeitungen sortieren. Obwohl er gar 
keine Lust mehr hat, all die Grausam­
keiten und Zerstrittenheit in der Welt 
nachzulesen. Er wird die eine Nachricht 
nicht sofort finden. Aber er erfährt es, 
früher oder später, und es wird ihn die 
Eisklumpen in seiner Brust wieder spü­
ren lassen. Die Nachricht: Ein Christde­
mokrat schlug vor, die Ehrenrenten, die 
die DDR den Opfern des Naziregimes 
zuerkannt hatte — zu halbieren!

Ganz hatte S. dem unverhofften 
Glück ohnehin nie getraut.

Fünf Jahre bin ich nun mit dem inzwi­
schen Achtzigjährigen befreundet. Fünf 
Jahre hat er keine Gelegenheit ausge­
lassen, mir seine Geschichte zu erzäh­
len. „Ein bißchen wollte ich immer 
auch, daß meine Schwester das liest. 
Vielleicht versteht sie mich dann, viel­
leicht schämt sie sich dann meiner nicht 
mehr so sehr und legt mir später Blu­
men auf mein Grab.“—‘1

Und noch etwas geschah, woran er 
nicht geglaubt hätte: Es keimte der 
Wunsch in ihm, noch einmal nach Groß- 
Rosen zu fahren, zurück zu diesem tau­
sendmal verfluchten Steinbruch, der 
seine Kameraden verschlungen und ihn 
nur wie durch ein Wunder wieder ausge­
spien hat.

S. steht eines Ihges ausdruckslos vor 
■ dem Schwarzen Verbrennungsofen, an 
dem er einst seinen Kameraden Bruno 
als Irren wiedergesehen hatte. Wir 
schreiben den 2. Dezember 1994. S. steht 
vor dem hohen hölzernen Kreuz. Der 
Domenkranz ist ersetzt durch einen aus 
Stacheldraht. Ja, er mußte es auf sich 
nehmen und hierher zurückkommen, 
wo seine Jugend geblieben ist und das 
Leben seiner Kameraden. S. geht mit 
versteinertem Gesicht über das Gelän­
de. Ab und zu bleibt er stehen, schaut 
sich unsicher um, versucht einzuord­
nen. Es tut weh. Es ist, als ob er vor dem 
Galgen steht.

Hier endlich muß er Pastor Niemöl­
lers Mahnung loswerden, die er nicht 
vergessen hat, seit er sie das erste Mal 
las: „Als die Nazis die Kommunisten 
holten, habe ich geschwiegen, ich war ja 
kein Kommunist. — Als sie die Sozial­
demokraten einsperrten, habe ich ge­
schwiegen; ich war ja kein Sozialdemo­
krat. — Als sie die Gewerkschaftler hol­
ten, habe ich nicht protestiert; ich war 
ja kein Gewerkschaftler. — Als sie mich 
holten, gab es keinen mehr, der pro­
testierte.“

S. kennt nur dieses Zitat, heimwärts 
im Auto unterhalten wir uns über den 
Nachsatz, den der einstige „persönliche 
Gefangene des Führers“ für wichtig 
hielt: „30 Jahre Bundesrepublik haben, 
auch wenn es manchmal anders er­
schien, dieser Erfahrung nichts von ih­
rer Aktualität nehmen können. Das ist 
meine Überzeugung.“

Er wird nicht 
mehr schweigen
Und es ist die Überzeugung von S. Nein, 
er wird nicht mehr schweigen. Im Ja­
nuar fuhr er mit einem Bus junger Leip­
ziger vom Bebel-Liebknecht-Verein mit 
nach Auschwitz zu den peinlichen Wale- 
sa-Feierlichkeiten, zu der die Opfer hin­
ter Stacheldraht ausgesperrt waren, 
nur von ferne zusehen durften. S. hat 
das Stechen in seinem Herzen überwun­
den und für eine eigene Gedenkveran­
staltung am Rande der offiziellen ge­
sorgt.

Wie oft in den zurückliegenden Jahr­
zehnten hat S. verzweifelt in den Spie­
gel geschaut und sich gefragt: Warum 
nur, warum lebe ich ? Und dann hat er 
sein Dasein und seine Veranlagung ver­
flucht. Aber er will am Gewissen seiner 
Mitmenschen rühren, will aufrütteln

Die Le bensgeschichte von S. ist vor eini­
gen Wochen in einem Buch von Maxi 
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